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NIEDERSCHRIFT 
über die Sitzung 

Gemeindever t re tung  
der Stadtgemeinde Saalfelden 

 
 
 

Sitzung vom:      15.09.2025 

Beginn: 17.00 Uhr 
Ende: 21.57 Uhr 
 
 
Anwesend sind: 
 Bgm. Erich Rohrmoser SPÖ  
 GV Nathalie Hattinger GRÜNE iV für GV Bichler, geht um 20.30 Uhr 
 GV Brigitte Breitfuß BFS  
 GV Pascal Dillinger SPÖ  
 GV Patrick Eckenfellner BFS  
 StR Thomas Eder SPÖ  
 StR Anton Göllner BFS  
 Vizebgm. Peter Gruber SPÖ  
 Vizebgm. Thomas Haslinger ÖVP  
 GV Thomas Heinzmann, BA ÖVP  
 GV Norbert Herzog FPÖ kommt um 18.57 Uhr 
 GV Ing. Bernhard Hörl ÖVP  
 GV Mag. Monika Innerhofer BFS  
 GV DI Anja Kubuschok GRÜNE  
 GV Mag. Andreas Heigenhauser ÖVP iV für GV Millauer 
 GV Michael Prader SPÖ  
 GV Gospa Radovic SPÖ  
 StR Dipl.-Vw. Daniela Rattensperger ÖVP  
 StR Ferdinand Salzmann GRÜNE  
 GV Karl Schied SPÖ  
 GV Franz Schwaiger FPÖ  
 StR Johannes Schwaiger ÖVP  
 StR Thomas Schweighart FPÖ  
 GV Daniel Stöckl ÖVP  
 
Für die Verwaltung: 
Mag. Dr. Rudolf Oberschneider 
Mag. Christian Kohlbrat 
Mag. Stefan Scholze 
Mag. Daniel Trixl 
Ing. Leonhard Griessmayer 
Anton Herzog 
 
Schriftführerin: 
 Doris Jirausek 

 

 
 
Entschuldigt fehlen: 
GV Ing. Johann Bichler GRÜNE  
GV Christian Millauer ÖVP  
GV Alexander Oberhofer SPÖ  
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T A G E S O R D N U N G  
 

Pkt Abt Zahl Betreff Seite 
 

Ö F F E N T L I C H E R  T E I L  
 

 1   Begrüßung und Eröffnung 749 

 2   Feststellen der Beschlussfähigkeit 749 

 3   Anträge zur Tagesordnung 749 

 4   

Fragestunde der GemeindebürgerInnen zu den Tagesord-
nungspunkten des öffentlichen Teiles der Gemeindevertre-
tungssitzung 

749 

 5   
Schriftstücke an die Gemeindevertretung - Bericht des Bür-
germeisters 

750 

    Anträge und Berichte  

 6 1.5  Stadtmarketing Saalfelden ï Aufgaben & Ausrichtung 750 

 7 5.1  Vergabe Straßensanierung Radweg / Zufahrt Kehlbach 751 

 8 1.2  
Übernahme und Entlassung von Öffentlichem Gut (Stra-
ßen GN 1162 und 1177  KG Lichtenberg) 

752 

 9 1.2  
Angebot Grundkauf (TF Liegewiese Obsmarktbad; GN 
213/1 Farmach) 

755 

 10 1.2  Rahmenvertrag 8 Großanlagen Salzburg AG (4. Abruf) 759 

 11 1.2  
ehemaliges Projekt Park/Vereinshaus am Großparkplatz 
(weitere Vorgangsweise 2025) 

762 

 12 1.2  
Verordnung gem. § 13 Campingplatzgesetz (Aufnahme 
von 4 weiteren Flächen) 

766 

 13 1.2  Saunaanlage Ritzensee; Neuverpachtung 2025 775 

 14 4.1  Überschreitungen und Abweichungen bis Ende August 788 

 15 4.1  Kindergartengebühren 2025/2026 789 

 16 2.6  
Antrag auf Ausbau Dachgeschoss Rathaus lt. Vorgaben 
bescheidmäßiger Auflagen der BH Zell am See 

791 

 17 1.5  
Antrag der FPÖ Saalfelden: Prüfung und Umsetzung der 
vollständigen Digitalisierung aller Verwaltungsunterlagen 

793 

 18 1.4  
Antrag der FPÖ Saalfelden: Antrag zur Prüfung von Maß-
nahmen in stark belasteten Siedlungsgebieten 

796 

 19 1.5  
Antrag der SPÖ Saalfelden: Für lebendigen Ortskerne - 
gegen spekulativen Geschäftsflächenleerstand 

799 

 20 1.4  
Antrag der Grünen: Regenbogenschutzweg B164 - Rat-
hausplatz zum Vorplatz Mittelschule Stadt 

802 

 21 1.5  
Antrag der Grünen: Änderung des Stellenplanes - Stelle für 
Stadtentwicklung und Mobilität 

803 
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 22 1.1  

Antrag FPÖ und BFS: Schiedgerichtgutachten zur Hofstel-
lenfeststellung Hinterlehen Gut, Bachwinkl 1, 5760 Saalfel-
den 

805 

    
Aus der Sitzung des Kulturausschusses vom 
18.08.2025 

 

 23 1.5  

Katholische Pfarrkirche Saalfelden: Ansuchen um Auszah-
lung der budgetierten Jahres- bzw. Jugendsubvention 
2025 

808 

 24 1.5  
Eisenbahner Stadtkapelle: Ansuchen um Auszahlung der 
budgetierten Jahressubvention 2025 

808 

    
Aus der Sitzung des Sportausschusses vom 
25.08.2025 

 

 25 1.5  

TVB Saalfelden: Ansuchen um Erlass der WH Rechnung 
Nr. 05096 (Diverse Arbeiten für BIKE Weltcup WHOOP 
UCI) 

809 

 26 1.5  
Schigymnasium Saalfelden: Ansuchen um Auszahlung der 
budgetierten Jahressubvention 2025 

809 

 27 1.5  
1. Saalfeldner Sportklub: Ansuchen um Auszahlung der 
bereits budgetierten Jahressubvention 2025 

809 

 28 1.5  
Schiklub Saalfelden: Ansuchen um Auszahlung der bereits 
budgetierten Jahressubvention 2025 

810 

    
Aus der Sitzung des Umweltausschusses vom 
02.09.2025 

 

 29 3.9 060-900/5-2018 
SIR - Salzburger Institut für Raumordnung und Wohnen - 
Auszahlung e5-Programmbeitrag 2025 

811 

 30 1.7 742-000 
Auszahlung des Dienstleistungsbeitrages zur Landschafts-
erhaltung 

811 

    
Aus der Sitzung des Wohnungs- und Sozialausschus-
ses vom 27.08.2025 

 

 31 3.4 D/14050/2025 
Österr. Wasserrettung, Ortsstelle Saalfelden - Ansuchen 
um Auszahlung der budgetierten Subvention für 2025 

812 

 32 3.4 D/17323/2025 
Österr. Kinderfreunde - Ansuchen um die quartalsmäßige 
Auszahlung der budgetierten Subvention 

812 

    
Aus der Sitzung des Mobilitätsausschusses vom 
12.06.2025 

 

 33 1.4  
LKW-Fahrverbot (ausgen. Ziel- und Quellverkehr) Otto-
Gruber-Straße - Güterstraße 

813 

    
Aus der Sitzung des Bau - und Raumordnungsaus-
schusses vom 10.09.2025 

 

 34 2.4  
Claudia Möschl, Dorfheimerstraße ï Freigabe eines Auf-
schließungsgebietes - Beschlussfassung 

813 

 35   Allfälliges 816 

 

N I C H T  Ö F F E N T L I C H E R  T E I L  
 

    Anträge und Berichte  

 36 1.1  

Berufung gegen Baubewilligung für den Neubau eines 
Wohnhauses mit vier Wohneinheiten auf Grundstück Nr. 
217/14, KG Farmach (EZ 287) 

817 



STADTGEMEINDEAMT SAALFELDEN  G e m e i n d e v e r t r e t u n g  

 
 

Sitzung Gemeindevertretung am 15.09.2025 Seite - 749 - 
 

 37 4.2  

Ansuchen der Personalvertretung der Stadtgemeinde 
Saalfelden - Zuschuss ärztl. Behelf bei der Arbeit - Bild-
schirmarbeitsbrille 

824 

 38 4.2  

Ansuchen der Personalvertretung der Stadtgemeinde 
Saalfelden - Zuschuss ärztl. Behelf bei der Arbeit - Gehör-
schutz 

827 

 39   Allfälliges 829 

 
 

Ö F F E N T L I C H E R  T E I L  
 

 1   Begrüßung und Eröffnung 

 
Bgm Rohrmoser begrüßt die Mitglieder der Gemeindevertretung, die MitarbeiterInnen des Am-
tes sowie die ZuhörerInnen und eröffnet die Sitzung. 
 
 

 2   Feststellen der Beschlussfähigkeit 

 
Bgm Rohrmoser weist darauf hin, dass sich GV Bichler (Grüne), GV Millauer (ÖVP) und GV 
Oberhofer (SPÖ) für die heutige Sitzung entschuldigt haben. GV Hattinger (Grüne) und GV Hei-
genhauser (ÖPV) sind als Vertretung anwesend. Er informiert, dass GV Herzog (FPÖ) etwas 
später kommen wird. 
 
Bgm Rohrmoser stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
 

 3   Anträge zur Tagesordnung 

 
Bgm Rohrmoser stellt den Antrag, den TOP 
 

Vergabe Straßensanierung Radweg / Zufahrt Kehlbach 

 
als TOP 7 in die heutige Tagesordnung aufzunehmen. Alle nachfolgende Punkte werden jeweils 
eine Nummer nach hinten gereiht. 
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig den Punkt Vergabe Straßensanierung Rad-
weg / Zufahrt Kehlbach als TOP 7 in die heutige Tagesordnung aufzunehmen. 

 
 

 4   
Fragestunde der GemeindebürgerInnen zu den Tagesordnungs-
punkten des öffentlichen Teiles der Gemeindevertretungssitzung 

 
Zu TOP 13: 
 
Herr Krenn: Wie viele von euch besuchen die Sauna und können eigentlich mitreden bei die-
sem Thema? 
 
Bgm Rohrmoser: Ich kann sagen, dass Karl Schied Saunabesucher ist, und auch Thomas 
Heinzmann. Ansonsten werde ich darüber nicht abstimmen lassen. Mein Kollege Herr 
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Mitteregger ist als Gebäudeverwalter regelmäßig vor Ort, und kennt sich mit diesem Thema sehr 
gut aus. 
 
Herzog Ernst: Warum ist die Sauna am Samstag geschlossen? 
 
Bgm Rohrmoser: Die Öffnungszeiten und Tarife werden von der Gemeinde festgelegt und die 
Sauna kostet für die Gemeinde jährlich einen beachtlichen Betrag. Auf Details werden wir später 
unter diesem Tagesordnungspunkt eingehen. 
 
Doris Abl: Ich will, dass die Sauna erhalten bleibt. 
 
Josef Brudl: Warum dauert es so lange, bis Kleinigkeiten saniert werden? Da geht es zum Bei-
spiel um einen kaputten Duschkopf. 
 
Bgm Rohrmoser: Herr Herzog wird, sofern es einen positiven Beschluss gibt, in Zukunft euer 
Ansprechpartner sein, und man wird sich sicher Mühe geben, defekte Dinge zeitnahe zu reparie-
ren. 
 
 

 5   
Schriftstücke an die Gemeindevertretung - Bericht des Bürgermeis-
ters 

 
Es liegen keine Schriftstücke an die Gemeindevertretung vor. 
 
 

    Anträge und Berichte 

 

 6 1.5  Stadtmarketing Saalfelden ï Aufgaben & Ausrichtung 

 
Bericht Bürgler Eva-Maria:  

 
Mit meiner Bestellung zur Leiterin des Stadtmarketings Saalfelden möchte ich der Gemeindever-
tretung im Rahmen der Sitzung am 15. September 2025 einen kurzen Einblick in meine Rolle 
geben. Dabei werden die zentralen Aufgaben des Stadtmarketings, laufende Projekte sowie die 
geplante strategische Weiterentwicklung vorgestellt.  
Ziel ist es, die Rolle des Stadtmarketings als Schnittstelle in der Stadtentwicklung zu verdeutlichen 
und die Zusammenarbeit mit der Stadtgemeinde Saalfelden zu stärken. 
 
Eva-Maria Bürgler präsentiert die Zukunftsvisionen, die sie als neue Leiterin des Stadtmarke-
tings für die Stadt Saalfelden und die Arbeit im Stadtmarketing hat. 
 
Die Mitglieder der Gemeindevertretung bedanken sich sehr herzlich bei Frau Bürgler für die Prä-
sentation und wünschen ihr für ihre Arbeit viel Erfolg. 
 
Vizebgm Gruber: Ich bin auch der Meinung, dass wir eine Richtschnur brauchen, nach der wir 
uns in Zukunft richten. 
 
StR Salzmann: Wir reden schon seit 2 Jahren von Stadtentwicklung. Bis jetzt war das im Stadt-
marketing zu wenig vertreten. Kann das Stadtmarketing Stadtentwicklung à la Lienz machen? 
Reichen die Ressourcen aus? 
 
Eva-Maria Bürgler: Es gehört Klarheit her. Jeder versteht etwas Anderes unter Stadtentwick-
lung, genau darauf zielt dieser Prozess nun ab. Ob man eine zusätzliche Person braucht, sieht 
man vielleicht erst danach. 
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Schwaiger Franz: Danke für diese Präsentation. Die Daten zu erheben ist genau der richtige 
Weg. Alles Gute für deine weitere Arbeit. 
 
Vizebgm Haslinger: Wir sollten jetzt nicht schon wieder 5 Schritte vorausgehen. Wir sollen Fr. 
Bürgler jetzt mal ihre Arbeit machen. Ich glaube sie ist auf einem richtigen Weg. Lienz soll nicht 
immer mit Saalfelden verglichen werden. Lienz steht alleine da, rundherum ist nichts. Bei uns ist 
mit Zell am See eine wirtschaftlich sehr erfolgreiche Gemeinde in der Nähe. 
 

Die Gemeindevertretung nimmt den Bericht von Frau Eva-Maria Bürgler zur Kenntnis. 

 
 

 7 5.1  Vergabe Straßensanierung Radweg / Zufahrt Kehlbach 

 
 
Vergabe Straßensanierung Radweg/Zufahrt Kehlbach 
 
Sachverhalt 
Der nachstehend abgebildete Straßenabschnitt im Bereich Kehlbach soll aufgrund des sehr 
schlechten Straßenzustandes noch heuer saniert werden. Es handelt sich um eine Siedlungszu-
fahrt und einen sehr beliebten und viel befahrenen Abschnitt des Tauernradweges entlang der 
B311.  
  

 
   
Es wurden drei fachlich geeignete Firmen in einem nicht offenen Verfahren ohne Bekanntma-
chung zur Angebotslegung eingeladen, wobei alle drei Unternehmen der Einladung zur Ange-
botslegung gefolgt sind. 
  
¶ Swietelsky AG 
¶ Strabag AG 
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¶ Porr AG 
  
Mit einem Angebotspreis von insgesamt 126.003,69 ú netto geht Fa. Strabag AG als Bestbieter 
aus diesem Ausschreibungsverfahren hervor.  
  
Es wird empfohlen die Fa. Strabag AG mit der Bauausführung für 151.204,43 ú brutto zu be-
auftragen und eine Kostenreserve von 5.000 ú bereitzustellen. 
  
Bedeckung 
Bedeckung ist unter folgenden Ansätzen gegeben: 
¶ 1/612111/0021 bis 0023 - Landstraßen 
¶ 1/61222/0021 bis 0023 - Stadtstraßen 

  
Die Gemeindevertretung möge über diesen Antrag beraten und diesbezüglich einen Beschluss 
fassen.  
 
StR Salzmann: Inwieweit ist es hier möglich auch Förderungen zu bekommen? 
 
Mag. Trixl: Diese Sanierung ist mit 30 % GAF gefördert. Ich habe mich beim Land über weitere 
Förderungen erkundigt, und ich werde da weiter dranbleiben, um alle Möglichkeiten auszu-
schöpfen. 
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig die Vergabe der Straßensanierung Radweg / 
Zufahrt Kehlbach an die Firma Strabag AG mit dem Preis f¿r die Bauausf¿hrung von ú 
151.204,43 brutto sowie auch die Kostenreserve von ú 5.000,-- bereitzustellen. 

 
Erledigung: 5.1, Daniel Trixl 

 
 

 8 1.2  
Übernahme und Entlassung von Öffentlichem Gut (Straßen GN 
1162 und 1177  KG Lichtenberg) 

 

Gemeindevertretung der Stadtgemeinde 
Saalfelden am Steinernen Meer 
Zahl: 1.2-GV 9/25 TOP é.. 

 
Saalfelden, am 16. September 2025 

 

Betrifft: In der KG 57116 Lichtenberg ï Straßenflächen im Abdeckerweg und in der Feld-
gasse  (Grundbereinigungen und Straßenverbreiterung): 

 

1. Übernahme von 2 Trennstücken im Ausmaß von 12 m² (aus GstNr 786/3; zum Abdecker-
weg bzw. zur Feldgasse) in das Öffentliche Gut der Stadtgemeinde Saalfelden sowie die 

2. Auflassung von 2 Teilflächen im Ausmaß von 9 m² (Teil 3 aus GN 1162; Abdeckerweg) 
bzw. von 3 m² (Teil 4 aus GN 1177; Feldgasse) aus dem Öffentlichen Gut der Stadtge-
meinde Saalfelden 

V E R O R D N U N G 

 

Gemäß § 29 Abs. 2 und 3 des Salzburger Landesstraßengesetz wird kundgemacht, dass die Ge-
meindevertretung der Stadtgemeinde Saalfelden in ihrer Sitzung vom 15. September 2025 
 

1. In der EZ 260, KG 57116 Lichtenberg (Öffentliches Gut) der Übernahme der Teilfläche Ă1ñ  
7 m² aus GN 786/3, EZ 363, zur Straße GN 1162 (Abdeckerweg; Öffentliches Gut) und der 
Teilflªche Ă2ñ 5 m² aus GN 786/3, EZ 363, zur Straße GN 1177 (Feldgasse; Öffentliches 
Gut) sowie 
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2. In der EZ 260, KG 57116 Lichtenberg (Öffentliches Gut) der Auflassung der Teilflªche Ă3ñ  
(9 m² aus GN 1162 Abdeckerweg; Zuschreibung zur GN 786/3, EZ 363) und der Teilfläche 
Ă4ñ (3 m² aus GN 1177 Feldgasse; Zuschreibung zum GN 786/3) 

 

gemäß der Vermessungsurkunde des Planverfassers Vermessungsbüro Dr. Zehentner GZ 
58341/23T, vom 23. Oktober 2024, in das Öffentliche Gut bzw. aus dem öffentlichen Gut im Sinne 
des § 59 der Salzburger Gemeindeordnung zugestimmt hat. 
 

ü Es wird daher von der Gemeindevertretung gem. § 29 Abs 2 Landesstraßengesetz 1972 
verordnet, die oben unter Punkt 1.) genannten Teilst¿cke Ă1ñ  und Ă2ñ als Öffentliches 
Gut i.S.d. § 64 Abs 2 Salzburger Gemeindeordnung 2019 zu bestimmen. 
 

ü Weiters wird von der Gemeindevertretung gem. § 29 Abs 3 LStG 1972 verordnet, die 
beiden oben unter Punkt 2. genannten Teilst¿cke Ă3+4ñ aus dem Öffentlichen Gut der 
Stadtgemeinde Saalfelden i.S.d. § 64 Abs 2 Salzburger Gemeindeordnung 2019 zu ent-
lassen. 

 
R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g : 

 

Gegen diese Anordnung gem. § 53 Gemeindeordnung 2019 ist ein ordentliches Rechtsmittel nicht 
zulässig. 
Es besteht jedoch die Möglichkeit der Erhebung einer Aufsichtsbeschwerde (§ 68 GdO) an das 
Land Salzburg als zuständige Gemeinde-Aufsichtsbehörde. 
 
 

Ergeht an: 
1. zur Amtstafel 
2. Aufsichtsbehörde (Abt. 11 Gemeinden) 
3. zur Ablage 

Der Bürgermeister: 
_______________________ 

Erich Rohrmoser 
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(Plandarstellung aus der Vermessungsurkunde) 
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(siehe dazu auch Sitzung der Gemeindevertretung vom 24.06.2024; TOP 10) 
Im Zuge der Errichtung der Stützmauer haben sich im Zuge einer nachträglichen Vermessung des 
tatsächlichen Naturstandes geringfügige Änderungen der abzutretenden sowie der zu erwerben-
den Fläche ergeben. 
Die beiden Flächen (also Abtretung und Zuwachs) betragen demnach jeweils 12 m²). Laut dem 
rechtskräftigen Bauplatzerklärungsbescheid wurden von Herrn Fersterer 7,20 m² zum Abdecker-
weg vorgeschrieben 
Die Flächenkonfiguration war im Bescheid auch etwas anders als sie sich vor der Errichtung der 
Mauer dargestellt hat. Die Mauererrichtung erfolgte in enger Absprache mit der Stadtgemeinde 
(Bauhof) um den Abdeckerweg und die Feldgasse möglichst an Fahrbahnbreite dazugewinnen zu 
lassen. 
Seitens des Amtes wird vorgeschlagen, dass von Herr Fersterer kein Entgelt für die von der Stadt-
gemeinde erhaltenen 12 m² vorgeschrieben werden, da er ja auch 5 m² mehr als in der Bauplatz-
erklärung vorgeschrieben zu den Verkehrsflächen abgetreten hat und bei der genauen Ausfor-
mung der neuen Stützmauer sehr kooperativ war (gebogene Ausführung). 
 
Die Gemeindevertretung möge über die im Amtsbericht dargestellten Zu- und Abschrei-
bungen aus dem Öffentlichen Gut (=aus den GN 1162 und 1177; KG Lichtenberg bzw. zu 
diesen Grundstücken) beraten und gegebenenfalls diese Zu- und Abschreibungen aus dem 
Öffentlichen Gut mit Verordnung zu beschließen 
(Hinweis: Dieser Beschluss lautet exakt ident mit dem GV-Beschluss vom 24.06.2024; TOP 10) 

 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig die im Amtsbericht dargestellten Zu- und Ab-
schreibungen aus dem Öffentlichen Gut (=aus den GN 1162 und 1177; KG Lichtenberg 
bzw. zu diesen Grundstücken) sowie auch die Verordnung dieser Zu- und Abschreibun-
gen aus dem Öffentlichen Gut. 

 
Erledigung: 1.2, Mag. Christian Kohlbrat 

 
 

 9 1.2  
Angebot Grundkauf (TF Liegewiese Obsmarktbad; GN 213/1 Far-
mach) 

 
EMAIL vom 7.7.2025  

 
Sehr geehrter Herr Mag. Kohlbrat,  
 
ich darf mich als Vorstandsmitglied der Blattl Privatstiftung bei Ihnen im Zusammenhang mit dem 
Grundst¿ck ĂBadewieseñ Saalfelden, Gst 231/1, EZ 2, KG 57106, melden. Die Blattl Privatstiftung be-
absichtigt diese Wiese zu verkaufen.  Dr. Hubner hat bekannt gegeben, dass das Grundstück einen 

Wert pro m² von EUR 25,00 aufweist.  
 
Weiters übersende ich einen Plan, in welchem (auch) Straßengrundstücke bzw. ein Grabengrundstück 
dargestellt sind und darf der Gemeinde Saalfelden z wei Varianten zum Ankauf der Badewiese anbieten:  
 

- Ankauf Badewiese um EUR 25,00 je m²;  
- Ankauf um EUR 20,00 je m², sofern die in der Anlage dargestellten Straßengrundstücke bzw. 

das Grabengrundst¿ck (nicht umfasst das Ăflªchigeñ Grundst¿ck) von der Gemeinde Saalfelden 
in das öffentliche Gut übernommen werden.  

 
Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung und verbleibe  
 
Mit freundlichen Grüßen  
Robert Bukovc  

 
__________________________  
RA Dr. Robert Bukovc  

K-B-K Kleibel Bukovc Kreibich  

Rechtsanwälte GmbH  
Erzabt Klotz Straße 4/2, 5020 Salzburg  
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Stellungnahme der Betriebsverwaltung und der Liegenschaftsverwaltung: 
 

Diesen hinteren (östlichen) Teil der Liegewiese im grundbücherlich Ausmaß von 17.059 m² hat 
die Stadtgemeinde von der Ing. Blattl Privatstiftung seit 11/1993 gepachtet. 
Der aktuelle Zins beträgt jährlich ca. Euro 6.200.-. 
Die Fläche wird zu ĂSpitzenzeitenñ als Liegeflªche und dauerhaft mit dem darauf errichteten 
Beach-Volleyballplatz von den Badbesuchern genutzt. 
 

Die gegenständliche Fläche ist im aktuellen Flächenwidmungsplan als Grünland/Sportfläche ge-
widmet. 

 

Die 2. Variante (also jene mit den zusätzlichen Straßenflächenübernahmen) ist aus Sicht des 
Amtes für die Stadtgemeinde Saalfelden ganz eindeutig keine Option und würde die mehrfachen 
Kosten verursachen als die Differenz der beiden vorliegenden Angebote der Blattl Privatstiftung.   
 
 
Bedeckung: 2026 (ú 280.000.- Grundstückrücklage) und je Euro 85.000,- am 1.1. 2027 und 1.1. 
2028) 
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Die Gemeindevertretung möge über das vorliegende Verkaufsangebot (Teilfläche Liege-
wiese Obsmarktbad; GN 231/1 Farmach; ca. 1,7 ha) der Ing. Blattl Privatstiftung vom 
7.7.2025 und die vom Amt vorgeschlagenen Zahlungsmodalitäten beraten und diesbezüg-
lich einen Beschluss herbeiführen. 
 
GV Hattinger: Was passiert, wenn Gemeinde das Grundstück nicht kauft? 
 
Bgm Rohrmoser: Das kann ich nicht genau sagen. Ich glaube persönlich, dass das eine einma-
lige Chance ist, uns etwas zu sichern. 
 
StR Schweighart: Im Grunde genommen ist es eine gute Idee in die Zukunft zu schauen, aber 
ich frage mich, ob dieser Ankauf hier richtig ist. Wenn Farmach gesichert ist, dann haben wir 
Geld für solche Grundstückskäufe. Deswegen hätte ich gerne eine konkretere Aussage vom 
Amt, wie das mit der Finanzierung Farmach ausschaut. 
 
Bgm Rohrmoser: Ich denke wegen diesen ú 450.000,-- ist Farmach nicht gefährdet. Eine gute 
Million haben wir in der Farmach-Rücklage. Wir werden noch 10 Millionen brauchen, damit wir 
das Projekt Farmach umsetzen können. 
 
Salzmann: Wir können jetzt nicht jede Sache mit Farmach abwiegen. Das hier ist eine Grad-
wanderung. Die Pacht ist nicht gerade viel. 
 
Bgm Rohrmoser: Die Blattl-Privatstiftung ist an Mag. Kohlbrat herangetreten und sie wollen 
dieses Grundstück veräußern. Eins ist auch klar, das Grundstück wird sicher nicht billiger. 
 
Dr. Oberschneider: Die Blattl-Privatstiftung hat in letzter Zeit massiv Grundstücksverkäufe an-
gestrebt. Was passiert, wenn dieses Grundstück wer anderer kauft? Ein neuer Eigentümer kün-
digt vielleicht den Vertrag, oder er bietet einen anderen Vertrag zu anderen Konditionen an. Wie 
hoch hier die Wahrscheinlichkeit ist, muss jeder selber beurteilen. 
 
Mag. Scholze: Wir haben eine Rücklage, die genau für solche Grundstücksankäufe vorhanden 
ist. Das Budget wird dabei eigentlich nicht belastet. Aus unserer Sicht wäre es eine gute Gele-
genheit sich hier ein Grundstück zu sichern. 
 
StR Schweighart: Jetzt kenne ich mich besser aus. Wenn die ú 450.000,-- keinen Einfluss ha-
ben, dann schaut es so aus, als ob die SPÖ Farmach nicht umsetzen will. 
Ich bin persönlich dagegen, bevor ich nicht sicher weiß, dass Farmach ausfinanziert ist. 
 
Bgm Rohrmoser: 8,7 Millionen Euro hätte die Gemeinde bei Umwidmung der Königgründe nun 
zur Verfügung. Hätten wir die, könnten wir morgen mit Farmach anfangen. Ich finde es nicht fair, 
uns hier auszulegen, dass wir Farmach nicht haben wollen. 
 
Vizebgm Haslinger: Eine Fläche mit diesem Ausmaß mit dieser Widmung können wir uns nicht 
entgehen lassen. Wegen diesen ú 450.000,- wird das Projekt Farmach nicht scheitern. 
 
StR Eder: Ich sehe diesen Grundkauf auch als Chance für die Zukunft. Die Straße kann aber 
gerne in deren Besitz bleiben. 
 
StR Schweighart: Wenn ihr nicht in der Lage seid in 10 Jahren Farmach umzusetzen, dann 
braucht ihr euch nicht wundern, wenn die Mehrheit irgendwann weg ist. Wir müssen jetzt für die 
Zukunft die richtigen Entscheidungen treffen. 
 
GV Innerhofer: Wir haben uns auch die gleiche Frage gestellt, ob Farmach dann noch finanziert 
werden kann. Wir haben einen Profi in unserer Finanzverwaltung und dieser Meinung vertrauen 
wir. 
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Die Gemeindevertretung beschließt mehrheitlich, gegen die Stimmen von StR Schweig-
hart und GV Schwaiger (beide FPÖ) und gegen die Stimme von GV Hörl (ÖVP), das vorlie-
gende Verkaufsangebot (Teilfläche Liegewiese Obsmarktbad; GN 231/1 Farmach; ca. 1,7 
ha) der Ing. Blattl Privatstiftung vom 7.7.2025 und die vom Amt vorgeschlagenen Zah-
lungsmodalitäten. 

 
Erledigung: 1.2, Mag. Christian Kohlbrat 

 
 

 10 1.2  Rahmenvertrag 8 Großanlagen Salzburg AG (4. Abruf) 

 
(Siehe auch Pkt. 20 der GV-Sitzung vom 22.05.2023; Seiten 1380-1383 sowie Sitzung der GV 
vom 22.01.2024, Pkt. 10) 
 
In der Sitzung der Gemeindevertretung vom 22.01.2024 wurde einstimmig beschlossen,(Zitat)  

 Ădas Amt (als Person Mag. Christian Kohlbrat) zu beauftragen, bis längstens zur ersten 
Sitzung nach der Angelobung (=vsl. am 15. April 2024) den Strompreis zu beobachten 
und im Falle eines reinen Energiepreiskurses (ohne Steuern und gesetzliche Aufschläge) 
von einer Bandbreite von 12 bis 15) Cent je KWh einen verbindlichen Abruf für die Groß-
anlagen für das Kalenderjahr 2025 abzugeben. 

 

Dieser Auftrag wurde dann am 08.02.2024 zum Energiepreis von von 9,475  ct/kWh netto aus-

geführt. 
 
 
Der Energiepreis ist seither wieder leicht nach oben gegangen und beträgt derzeit (Stand Frei-
tag, 12.09.2025  knapp 11 Cent/kwh (Formel = 75% Base + 25 % Peak + 1,68 Cent Vollversor-
gungsaufschlag). 
(Siehe auch beiliegende beiden Kursverläufe (Base+Peak) der letzten 1 ½ Monate) 
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Vom Amt wird vermutet, dass es derzeit ein guter Zeitpunkt sein könnte, den Stromeinkauf für 
das kommende Kalenderjahr 2026 zu tätigen. 
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Diese Meinung/Prognose basiert hsl. auf den folgenden Indikatoren: 
 
ü Dzt. ist der Strom umso billiger, je weiter man in die Zukunft schaut (ein Einkauf mit festen 

Preisen wäre derzeit bis einschließlich 2027 möglich) 
 

ü Auch wenn der Strompreis eine konstante Tendenz aufweist und die Gas- und der Erdölpreis 
schon wieder etwas weiter in Richtung des Vorkrisenniveaus zurückgekehrt sind, wird sich 
der Strompreis so kurzfristig nicht mehr in den Preisbereich zurückentwickeln, wo er zuletzt 
etwa 1 Jahr vor dem Ukrainekrieg gewesen ist. (Für Großverbraucher im Bereich ~ 7 Cent 
für den reinen Energiepreis netto) 
  

ü Die vergangenen Jahre haben gezeigt, dass im Frühjahr/Sommer stets die ruhigsten Kurs-
verläufe und die im Durchschnitt niedrigsten Jahrespreise an der Strombörse vorlagen) 
 

ü Ab dem Herbst gegen Jahresende (und generell über die Wintermonate) sind generell eher 
höhere Jahrespreise an der Strombörse zu erkennen 
 

ü Für die Budgetierung im Stadtamt wäre es außerdem auch von Vorteil den Strompreis für die 
Großanlagen bereits fix zu kennen. 
 

Die Gemeindevertretung möge beschließen, das Amt (als Person Mag. Christian Kohlbrat) 
zu beauftragen, bis längstens zur nächsten Sitzung den Strompreis zu beobachten und 
im Falle eines reinen Energiepreiskurses (ohne Steuern und gesetzliche Aufschläge) von 
einer Bandbreite von 10 bis 12) Cent je KWh einen verbindlichen Abruf für die Großanla-
gen für das Kalenderjahr 2026 abzugeben. 
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig, das Amt (als Person Mag. Christian Kohl-
brat) zu beauftragen, bis längstens zur nächsten Sitzung den Strompreis zu beobachten 
und im Falle eines reinen Energiepreiskurses (ohne Steuern und gesetzliche Aufschläge) 
von einer Bandbreite von 10 bis 12) Cent je KWh einen verbindlichen Abruf für die Groß-
anlagen für das Kalenderjahr 2026 abzugeben. 

 
Erledigung: 1.2, Mag. Christian Kohlbrat 
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 11 1.2  
ehemaliges Projekt Park/Vereinshaus am Großparkplatz (weitere 
Vorgangsweise 2025) 
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Das Projekt zur Errichtung eines Park- und Vereinshauses am Großparkplatz durch eine ge-
meinsame Gesellschaft der Fa. Pinzgauer Haus und der Stadtgemeinde Saalfelden wurde durch 
diverse Beschlüsse der Gemeindevertretung gestoppt (Verkaufsstopp Königgründe und Aufkün-
digung des Gesellschaftsvertrages mit der Fa. Pinzgauer Haus). 
 
In der Folge wurde seitens des Amtes in Absprache mit der Fa. Pinzgauer Haus folgendes wei-
tere Verwertungsszenarium für das Projekt ausgearbeitet: 

1.) Verkauf der gemeindeeigenen Grundfläche an die Fa. Pinzgauer Haus 
2.) Weiterverrechnung der bisher seitens der Stadtgemeinde angefallenen Planungskosten 

an die Fa. Pinzgauer Haus 
3.) Einräumung einer dauerhaften Grunddienstbarkeit zur Errichtung einer Tiefgarage unter 

einer Teilfläche des Großparkplatzes zugunsten der Fa. Pinzgauer Haus. 
 
Es wird an dieser Stelle darauf aufmerksam gemacht, dass die oben angeführten 3 Punkte na-
turgemäß nur als Paket gemeinsam weiterverfolgt werden können. Eine Teilung ist auf Grund 
der Verzahnung der einzelnen Punkte nicht möglich.  
Außerdem setzt die Umsetzung dieser 3 Punkte auch voraus, dass das gemeinsam geplante 
Projekt im Wesentlichen in dieser Form und Kubatur baurechtlich von der Käuferin weiter betrie-
ben und errichtet werden kann (s.a. beiliegendes Schreiben vom 19.02.2024). 
 
 
Ad Punkt  1.)  Verkauf der Grundfläche an die Fa. Pinzgauer Haus 
 
Für die betroffenen Grundflächen liegt ein Sachverständigengutachten vom 26.04.2024 vor. Der 
Verkehrswert der Grundstücke Nr. 88/2, KG Bergham, 283 und 501/1 KG 57122 Saalfelden be-
trug zum 26.04.2024 (gerundet) ú 985.200,00. (S.a. beiliegenden Lageplan). Die Kªuferin ¿ber-
nimmt die Kosten der Vertragserrichtung und der grundbücherlichen Durchführung. 
 
 
Ad Punkt 2.)  Weiterverkauf der bisher seitens der Stadtgemeinde angefallenen Projekt-

kosten an die Fa. Pinzgauer Haus 
 
Der am 25. August 2016 abgeschlossene Gesellschaftsvertrag zwischen Stadtgemeinde und 
der Fa. Pinzgauer Haus wurde seitens der Stadtgemeinde im Jänner 2024 vertragsgemäß auf-
gekündigt (§ 8 Abs 1: Wegfall der Geschäftsgrundlage/ wesentliche Planungs- und/oder Kosten-
änderungen nach dem Wettbewerb gegenüber dem Planungsstand zum Zeitpunkt der Vertrags-
unterfertigung). 
Gemäß § 8 Abs 3 des Gesellschaftsvertrages hat der verbleibende Gesellschafter das Recht, 
das Unternehmen unter Ausschluss der Liquidation mit allen Aktiva und Passiva zu überneh-
men. 
Die Fa. Pinzgauer Haus bietet der Stadtgemeinde (als ausscheidender Gesellschafterin) an, 
sämtliche der Stadtgemeinde im Zuge des bisherigen Planungsverlaufes entstandenen Kosten 
zur Gänze abzulösen (s. Beilage). Zwischen den Vertragsparteien wurde im § 4 des Gesell-
schaftsvertrages vereinbart, dass vorläufig, nämlich bis zum Vorliegen der Parifizierung des ge-
meinsamen Bauvorhabens, sämtliche anfallenden Kosten im Verhältnis 50% zu 50% übernom-
men werden. 
Nach dieser Vertragsbestimmung wurde auch immer weiter gearbeitet und auch derart abge-
rechnet. Nach aktuellem Stand beträgt die derart zu errechnende Ablösesumme Euro 260.000.- 
für den Hälfteanteil der Stadtgemeinde. Die Kosten dieser Vertragserstellung würden die beiden 
Vertragspartner je zur Hälfte übernehmen. 
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3.)   Einräumung einer dauerhaften Grunddienstbarkeit zur Errichtung einer Tiefgarage 
unter einer Teilfläche des Großparkplatzes zugunsten der Fa. Pinzgauer Haus  
 
Als Handlungsmuster sollte hier  - wertgesichert -  der Dienstbarkeitsvertrag zwischen der Stadt-
gemeinde Saalfelden und der Fa. Breitfuß Real GmbH (s.a. GV-Sitzung vom Juni 2018) dienen. 
In diesem Vertrag wurde damals ein Mietzins von ú 0,35/mĮ f¿r die Dienstbarkeit der Errichtung, 
Nutzung, Erhaltung und Betreibung einer Tiefgarage unter der Lofererstraße festgelegt. 
Das genaue Ausmaß der Unterbauung steht derzeit noch nicht fest und hängt vom Ergebnis der 
detaillierten Planungen dieser Tiefgarage ab. 
 
 
Gemeinsame Stellungnahme des Amtes (Bauabteilung, Betriebsverwaltung, Finanzabtei-
lung und Liegenschaftsverwaltung): 
Grundsªtzlich sieht man es seitens des Amtes als ĂWin-Win-Situationñ f¿r beide Vertragsteile, 
wenn das mit großem zeitlichem und finanziellem Aufwand entwickelte Immobilienprojekt vom 
Vertragspartner Pinzgauer Haus weiterverfolgt wird. Dadurch entstehen auch keine frustrierten 
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Aufwendungen durch den Projektstopp durch die Stadtgemeinde bzw. können diese recht klein 
gehalten werden. 
Außerdem entsteht dadurch im Zentrum wieder eine neue, attraktive Immobilie samt realisti-
scher, ordentlicher Parkplatzausstattung.  
 
Die Gemeindevertretung möge grundsätzlich über die weitere Vorgangsweise beim ehe-
maligen Projekt Park- und Vereinshaus am westlichen Großparkplatz beraten und über 
die 3 untrennbar miteinander verbundenen Säulen zur weiteren Vorgangsweise einen Be-
schluss fassen: 
1.) Verkauf der gemeindeeigenen Grundfläche an die Fa. Pinzgauer Haus (lt. Gutachten) 

2.) Weiterverrechnung der bisher seitens der Stadtgemeinde angefallenen Planungskos-
ten an die Fa. Pinzgauer Haus (lt. den gemeindeseitig bereits getätigten Aufwendun-
gen)  

3.) Einräumung einer dauerhaften Grunddienstbarkeit zur Errichtung einer Tiefgarage un-
ter einer Teilfläche des Großparkplatzes zugunsten der Fa. Pinzgauer Haus (in Anleh-
nung an das Vorgehen bei Projekt Breitfuß/Lofererstraße) 

 
Bgm Rohrmoser erläutert den Sachverhalt. 
 
StR Salzmann: Das Für ist hier das Geld, aber es gibt auch einige Punkte die Dagegen spre-
chen. Das Projekt Park- und Vereinshaus am Mühlrain ist offenbar immer noch nicht ganz gefal-
len. Die Grünfläche würde versiegelt werden. Es gibt auch einen Fußweg hinauf, welcher zer-
stört werden würde. Die Tiefgarage am Großparkplatz scheint uns nicht notwendig. Die Park-
plätze am Großparkplatz sind meistens ausreichend. Die Tiefgarage des Saal ist ebenfalls noch 
nicht ausgelastet. Das Bauvorhaben Jufersbach-Nord ist auch ein Thema, bei dem 150 Stell-
plätze vorgesehen sind. Auf der einen Seite machen wir den Masterplan Gehen, welchen ich 
sehr befürworte. Wir sollen nicht so viele Parkplätze mitten ins Zentrum machen. Es gibt auch 
noch das hydrologische Gutachten, welches dagegenspricht. 
 
Vizebgm Gruber: Ich bin der Meinung, dass dieses Projekt der Stadt sehr gut tun würde. Ich 
diskutiere jetzt sicher nicht über den kleinen Weg zum Müllnerstadl hinauf. Das Pinzgau Haus 
w¿rde uns die ú 260.000 abgelten. Der finanzielle Schaden würde sich relativ in Grenzen halten. 
Ein Gebäude in diesem Bereich, mit einer sinnvollen Nutzung würde für Saalfelden nur positiv 
sein. 
 
StR Eder: Ich finde es eine Chance, wenn dort eine Tiefgarage kommen würde, da dann die Au-
tos von der Oberfläche verschwinden, und oberflächlich was anderes entstehen kann. 
 
GV Schwaiger Franz: Die Idee ein Vereinshaus mitten in der Stadt zu machen, ist eine gute 
Idee. Bevor ich ú 6,5 Millionen beim Musikum oben investiere, wªre es wohl besser, ein Vereins-
haus mitten im Zentrum zu erschaffen. 
 
GV Schwaiger stellt den Antrag um Vertagung, bis die Zahlen vom Musikum vorliegen. 
 
Vizebgm Haslinger: Ist es nach wie vor so, dass die ú 950.000,-- für den Grundverkauf für die 
Konsolidierung unseres Budgets vorgesehen sind für heuer? 
 
Mag. Scholze: Im Zuge der Budgeterstellung 2025 wurde beschlossen, dass ein Zufluss durch 
den Verkauf des Grundst¿cks von rund ú 950.000,-- erfolgt. Wenn wir dieses Grundstück heuer 
nicht mehr verkaufen, müssen wir irgendwo dieses Geld herbringen, und das naheliegendste 
wäre natürlich dann die Altersheim-Rücklage. 
 
Vizebgm Haslinger: 2018 wurde für Grunddienstbarkeiten ein Preis von 35 Cent festgelegt. Ist 
dieser Preis indexiert? 
 
Mag. Kohlbrat: Die 35 Cent stehen beim Breitfuß-Vertrag drinnen. Von diesem Zeitpunkt 
weg müsste man indexieren. 
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Vizebgm Haslinger: Bevor wir budgetär ein Problem bekommen, sollten wir zumindest 
schauen, dass wir ohne Verlust aussteigen. 
 

Die Gemeindevertretung lehnt mehrheitlich, gegen die Stimmen von StR Schweighart und 
GV Schwaiger (beide FPÖ), gegen die Stimmen von GV Breitfuß und GV Eckenfellner 
(beide BfS) und gegen die Stimmen von GV Hörl und GV Stöckl (beide ÖVP), den Antrag 
von GV Schwaiger auf Vertagung ab. 
 
Die Gemeindevertretung beschließt mehrheitlich, gegen die Stimmen der FPÖ und Grü-
nen und gegen die Stimmen von GV Breitfuß und GV Eckenfellner (beide BfS) sowie auch 
gegen die Stimme von GV Hörl (ÖVP) folgende weitere Vorgangsweise beim ehemaligen 
Projekt Park- und Vereinshaus am westlichen Großparkplatz und die 3 untrennbar mitei-
nander verbundenen Säulen: 
1.) Verkauf der gemeindeeigenen Grundfläche an die Fa. Pinzgauer Haus (lt. Gutachten) 
2.) Weiterverrechnung der bisher seitens der Stadtgemeinde angefallenen Planungskos-

ten an die Fa. Pinzgauer Haus (lt. den gemeindeseitig bereits getätigten Aufwendun-
gen)  

3.) Einräumung einer dauerhaften Grunddienstbarkeit zur Errichtung einer Tiefgarage un-
ter einer Teilfläche des Großparkplatzes zugunsten der Fa. Pinzgauer Haus (in Anleh-
nung an das Vorgehen bei Projekt Breitfuß/Lofererstraße) 

 
Erledigung: 1.2, Mag. Christian Kohlbrat 

 
 

 12 1.2  
Verordnung gem. § 13 Campingplatzgesetz (Aufnahme von 4 weite-
ren Flächen) 

 
Datum:  16. September 2025 
 

Zahl:     TOP 1.2/025/2025 

       
 

Betreff:  Beschluss der Gemeindevertretung vom 15. September 2025 
(Verordnung Aufstellverbot Wohnmobile, Wohnwägen und Zelte außerhalb von Cam-
pingplätzen gem. § 13 des Salzburger Campingplatz; LGBl 44/2013 i.d.g.F.) 
Verordnung gegen das wilde Campieren   

 
 

V e r o r d n u n g 
 
 
§ 1 Gemäß § 53 der Salzburger Gemeindeordnung 2019 wird kundgemacht, 

 
dass Wohnmobile, Wohnwägen und Zelte zum Zweck des Aufenthaltes und des 
Übernachtens (Camping) in den sechs im Punkt 2. unter näher beschriebenen und 
auch planlich dargestellten Bereichen nicht aufgestellt werden dürfen. 
 

§ 2 Verschiedene Bereiche südlicher Ritzensee/nördlicher Kollingwald: 
KG 57104 Bergham: Teilflächen der GN 210/1; 137, 138 und 205 (s.a. Planbeilage 1) 
 
Bereich Parkplatz Stoissengraben (s.a. Planbeilage 2): 
KG Lichtenberg: Teilflächen aus den Grundstücken GN 1146/17, 6/1 und 3 
 
Bereich Parkplatz Neuer Bauhof Ramseiderstraße 211  (s.a. Planbeilage 3): 
KG 57106 Farmach: Teilflächen aus dem Grundstück GN 243/3 
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Bereich Parkplatz Obsmarktschwimmbad (s.a. Planbeilage 4): 
KG 57106 Farmach: Teilflächen aus dem Grundstück GN 59/1 und die GN 59/3, 59/4, 
 59/5 und 59/6 
 
Bereich Lusgründe Anton-Wallner-Straße (s.a. Planbeilage 5): 
KG 57122 Saalfelden: Teilflächen aus den Grundstücken GN 49,50,51,52, 53 und 54 
 
Bereich Parkplatz Moorbad Ritzen (s.a. Planbeilage 6): 
KG 57104 Bergham: Teilflächen aus den Grundstücken GN 158/1 und 1186/1 sowie die 
GN 158/46 und GN 158/44 
 

§ 3 Zuwiderhandlungen gegen Bestimmungen dieser Verordnung bilden eine Verwaltungs-
übertretung und werden gemäß § 15 Abs.1 Z 12 iVm § 15 Abs.2 Z 2 Salzburger Camping-
platzgesetz mit Geldstrafen bis zu EUR 10.000,- und für den Fall der Uneinbringlichkeit 
mit Ersatzfreiheitsstrafen bis zu zwei Wochen bestraft. 
 

§ 4 Diese Verordnung wurde in der Sitzung der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Saal-
felden am 15. September 2025 beschlossen. Die Rechtswirksamkeit tritt gemäß § 53 Abs 
2 Salzburger Gemeindeordnung 2019 mit dem Tag nach erfolgter Kundmachung in Kraft. 
Mit diesem Tag tritt die im § 2 in den ersten beiden Punkten gleichlautende Verordnung 
vom 22. Jänner 2024 außer Kraft. 

 
 

 
 

 Für die Gemeindevertretung: 
          Der Bürgermeister: 

 
Anschlagsvermerk: 
Angeschlagen am: 

          Erich Rohrmoser 
Abgenommen am: 
(Verteiler und 6 Planbeilagen siehe umseitig) 
 

 
 
Ergeht an: 
 
V Sekretariat Bürgermeister; (Anschlag Amtstafel) 
 
V Parkraum-Straßenpolizei; im Haus, per E-Mail 
 
V EDV, im Haus, per Email (zur zusätzlichen Kundmachung auf Gemeinde-Homepage) 
 
V Polizeiinspektion Saalfelden, per -Email 
 
V Amt der Salzburger Landesregierung, Gemeindeaufsicht, per E-Mail (gem. § 53 Abs. 6 GdO) 
 
V Bezirkshauptmannschaft Zell am See, Gruppe Polizei und Verkehr. per E-Mail 
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Die Gemeindevertretung möge über den vorliegen Verordnungsentwurf (Erweiterung um 
weitere 4 Teilflächen; Campingverbot gem § 13 Campingplatzgesetz auf nun insgesamt 6 
Teilflächen) beraten und diesbezüglich einen Beschluss herbeiführen) 
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Bgm Rohrmoser erläutert Sachverhalt. 
 
GV Innerhofer: Wir waren in einer kleinen Gemeinde mit rund 5.000 Einwohnern. Dieser Ort ist 
nicht von Wirtschaft und Tourismus gesegnet. Bei unserem Rundgang haben wir jemanden ge-
troffen, der uns erzählt hat, dass dieser Campingplatz rund 15.000 und 20.000 Übernachtungen 
pro Jahr bring. Wir müssen nicht einen Campingplatz eröffnen, aber wir können Stellplätze ge-
nehmigen. Es dient der Stadtbelebung und dem Tourismus. Es würde sich der Obsmarkt-Park-
platz eignen, oder auch die Lus-Gründe. 
 
GV Innerhofer stellt den Antrag, dass der Obsmarkt-Parkplatz und die Lus-Gründe aus der 
heutigen Entscheidung herauszunehmen sind. 
 
GV Dillinger: Ich kann mich größtenteils anschließen. Ich bin generell kein Freund Dinge zu 
verbieten. Ich habe am Freitag einen Antrag eingebracht, der darauf abzielt legale Möglichkeiten 
für Campingstellplätze zu schaffen. 
 
Vizebgm Haslinger: Ich bin auch Camper. Wir haben zwar ausgewiesene Flächen, aber diese 
waren noch nie benutzt. Campingplätze sind super, bei reinen Stellplätzen wissen wir auch wo 
da die Probleme sind. Wer schaut um Wasser und Strom, was ist mit dem Thema Müll. Wenn, 
dann anständig mit Betreiber. 
 
GVSchwaiger Franz: Ich finde den Antrag sehr gut, man muss Alternativen immer aufzeigen. 
Aber in Ländern wo man überall stehen darf, sieht man auch sehr gut, welche Problematik es 
dort gibt. Überall liegt der Müll herum. 
 
StR Salzmann: Ich fände es nicht gut, auf einmal irgendwo Stellplätze zu schaffen. Das sehe 
ich äußerst kritisch. 
 
Dr. Oberschneider: Rechtlich ist das nicht so einfach. Grundsätzlich ist es so, wenn man einen 
kostengebundenen Stellplatz machen will, ist es so, dass man die Raumordnung berücksichti-
gen muss. Es ist entweder möglich auf einem gemäß Flächenwidmungsplan gewidmeten Cam-
pingplatz, oder als Landwirt auf geeigneten Flächen. Als Gemeinde haben wir nur die Möglich-
keit, Stellplätze auf einem Grundstück anzubieten, das auch richtig gewidmet ist. Bei den Lus-
gründen ist es schon so, dass es bereits des Öfteren Anrainerbeschwerden deswegen gibt. 
Camper nehmen einfach ein Verlängerungskabel und schließen an das Stromnetz der Ge-
meinde an. 
Es ist die politische Frage, ob man das auch so will. Ich denke es gibt viele Landwirte, die Mög-
lichkeiten haben Stellplätze anzubieten. Die Lusgründe sind denke ich deshalb so interessant, 
weil sie nichts kosten und auch ein WC daneben ist. 
 
GV Breitfuß: Jedes moderne Wohnmobil hat ein WC und eine Dusche. Ich parke gerne in 
Stadtnähe. Wenn man will, kann man schon ein Potential in Saalfelden erkennen. Nicht jeder 
braucht Strom wenn er 1-2 Tage wo steht. 
 
StR Eder: Ich stimme dem Antrag des Amtes heute zu. Auch wenn wir in Zukunft vielleicht wie-
der einmal etwas anderes wollen. 
 
Vizebgm Gruber: Das sind keine Standorte wo man so was zulassen kann. Beim Obsmarkt-
Schwimmbad gibt es Konfliktpotential mit Anrainern und dem Schwimmbadbetrieb. Die Lus-
gründe werden irgendwann als Dauerparkplatz erweitert werden müssen und sie sind auch un-
ser Veranstaltungsplatz. 
 
GV Hörl stellt einen Zusatzantrag zum Antrag von GV Innerhofer, den Bereich Ritzensee 
auch aus der Entscheidung herauszunehmen. 
 

Die Gemeindevertretung lehnt mehrheitlich, gegen die Stimmen des BfS und der FPÖ so-
wie gegen die Stimme von GV Hörl (ÖVP), die Anträge von GV Innerhofer und GV Hörl, ab. 
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Die Gemeindevertretung beschließt mehrheitlich, gegen die Stimmen des BfS und der 
FPÖ sowie gegen die Stimmen von GV Hörl (ÖVP) und GV Dillinger (SPÖ), den vorliegen-
den Verordnungsentwurf (Erweiterung um weitere 4 Teilflächen; Campingverbot gem § 13 
Campingplatzgesetz auf nun insgesamt 6 Teilflächen). 

 
Erledigung: 1.2, Mag. Christian Kohlbrat 

 
 

 13 1.2  Saunaanlage Ritzensee; Neuverpachtung 2025 

BESTANDVERTRAG 

(Verpachtung Saunazentrum Ritzen) 
 
 
abgeschlossen zwischen 
der Stadtgemeinde Saalfelden, vertreten durch den Bürgermeister Erich Rohrmoser, wohnhaft 
in 5760 Saalfelden, als Verpächterin einerseits und 
Herrn Dipl.-Ing. David Herzog, wohnhaft 5760 Saalfelden, Haid 162, als Pächter andererseits, 
wie folgt: 

 
 

I. Vertragsgegenstand 
 

Die Stadtgemeinde Saalfelden, im Folgenden auch kurz ĂVerpªchterinñ genannt, verpachtet und 
Herr DI David Herzog, im Folgenden auch kurz ĂPªchterñ genannt, pachtet von der Stadtgemeinde 
die gesamte im Gebäude Ritzenseestraße 35 bestehende Saunaanlage (siehe auch umseitigen 
Auszug aus dem Einreichplan; gelb umrandete Fläche). 
Der genaue Gegenstand des Pachtverhältnisses ist 
1. die gesamte im Jahr 1998 errichtete Saunaanlage (s. oben erwähnten Plan) samt dem zuge-

hörigen Freigelände, Solarien und Massageräumen. 
2. die Maschinen, Geräte, Einrichtungsgegenstände und sonstiges Inventar laut der Inventarliste 

(mit definiertem Stichtag (s.a. Pkt. VII). Diese Inventarliste bildet ebenso wie der oben er-
wähnte Planauszug einen integrierenden Bestandteil dieses Pachtvertrages. 

 
Die Stadtgemeinde hat diese Saunaanlage am Ritzensee hauptsächlich im gesundheitlichen und 
gesellschaftlichen Interesse für die Saalfeldner Bevölkerung sowie auch für regionale und inter-
nationale Gästen errichtet. 
Der Stadtgemeinde ist ï insbesondere seit dem großen Anstieg der Energiepreise der letzten 
Jahre -  bewusst, dass dieser Betrieb ohne eine beträchtliche Subvention seitens der öffentlichen 
Hand unmöglich  gewinnbringend betrieben werden kann. 
 
 
 

II. Dauer des Bestandverhältnisses 
 
Das Bestandverhältnis beginnt mit 01.11.2025 und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. 
Beiden Vertragsparteien steht es frei, das Bestandverhältnis unter Einhaltung einer dreimonatigen 
Kündigungsfrist jeweils zum 30.04./31.07./31.10. eines Kalenderjahres mit eingeschriebenem 
Brief nachweislich aufzukündigen. 
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Die Verpächterin behält sich außerdem das ausdrückliche Recht vor, bei außergewöhnlichen Um-
ständen, insbesondere bei Nichterfüllung einer in Punkt IV. dieses Pachtvertrages übernomme-
nen Verpflichtung diesen Vertrag jederzeit vorzeitig ohne Frist zu kündigen. 
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III.  Bestandzins 

 
Der monatliche Bestandzins wird einvernehmlich mit ú 960.- (in Worten: Euro siebenhundert) zu-
züglich der jeweiligen gesetzlichen Mehrwertsteuer festgelegt. 
 
Wie in den letzten Jahren wird vom Pächter für den Vertragsgegenstand spätestens fünf Monate 
nach einem vollen Geschäftsjahr der Verpächterin unaufgefordert eine detaillierte Einnahmen- 
und Ausgabenrechnung vorgelegt werden. 
Überdies werden zumindest in den ersten 6 Monaten des Betriebes monatliche Gespräche mit 
den jeweils aktuellen Entwicklungen und Zahlen zwischen den Vertragspartnern abgehalten wer-
den.  
Die Verpächterin ist berechtigt, diese Einnahmen- und Ausgabenrechnung entweder selbst zu 
kontrollieren oder durch ein von der Verpächterin beauftragtes Steuerberatungsbüro prüfen zu 
lassen. 
 
Der Bestandzins ist vom Pächter bis zum 5. eines jeden Monats im Voraus auf ein von der Ver-
pächterin bekanntzugebendes Konto zur Zahlung fällig. 
 
Die Wertsicherung des vereinbarten Entgelts wird mit dem Beginn des gegenständlichen Vertra-
ges berücksichtigt und erfolgt auf der Grundlage des Verbraucherpreisindex 2020. Falls dieser 
nicht mehr erscheinen sollte, ist ein an dessen Stelle tretender Index heranzuziehen. 
Im gleichen Verhältnis, in dem der heranzuziehende Index im Vergleich zu seinem Stand im Monat 
des Vertragsabschlusses steigen oder fallen sollte, sind auch die jährlichen Bestandzinsen zu 
erhöhen oder herabzusetzen, je nachdem, ob die Vergleichszahl gestiegen oder gefallen ist. 
Schwankungen werden erst dann berücksichtigt, wenn sie gegenüber dem Ausgangsstand oder 
der letzen Anpassung mindestens 5% einschließlich betragen. 
 
Die vereinbarte Wertsicherung ist dabei ohne weitere Aufforderung durch die Verpächterin an 
diese zu bezahlen und bedeutet die Nichtgeltendmachung der Wertsicherung auch über längere 
Zeit hinweg keinen Verzicht der Verpächterin auf die vereinbarte Wertsicherung. 

 
 

IV. 
Pflichten des Pächters 

 

IV/1: Betriebskosten 

a) Der Pächter hat sämtliche auf den Vertragsgegenstand entfallenden Betriebskosten zu be-
zahlen. 

b) Als Betriebskosten gelten alle mit dem Betrieb des Vertragsgegenstandes verbundenen Auf-
wendungen, insbesondere die Kosten für Strom, Kalt- und Warmwasser, Telefon, Kanalge-
bühren, Heizung, Kaminkehrung, Kanalräumung, die Entsorgungsgebühren für Müll und die 
anteiligen Versicherungskosten für den Vertragsgegenstand. 

c) Diese Betriebskosten sind - soweit mit eigenen Zählern ausgestattet - direkt vom Pächter an 
das Versorgungsunternehmen zu bezahlen. 

d) Soweit Betriebskosten, die der Pächter zu tragen hat, der Verpächterin vorgeschrieben wer-
den, verpflichtet sich der Pächter, diese binnen 21 Tagen nach Vorschreibung der Verpächte-
rin zu bezahlen. 

e) Die Verpächterin ist berechtigt, vom Pächter monatliche angemessene Akontozahlungen für 
derartige Betriebskosten zu verlangen. 

f) Hinsichtlich der Betriebskosten hat jeweils zum Ende eines Kalenderjahres durch die Ver-
pächterin eine Gesamtabrechnung zu erfolgen.  
Eine etwaige Nachzahlung ist vom Pächter binnen 21 Tagen zu bezahlen, ein etwaiges Gut-
haben wird seitens der Verpächterin als Gutschrift für zukünftige Akontozahlungen verrech-
net. 
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g) Bei der Jahresabrechnung können von der Verpächterin offensichtlich zu hohe bzw. zu nied-
rige Akontozahlungen angepaßt werden. 

h) Der Pächter trägt sämtliche mit dem Betrieb der verpachteten Saunaanlage sowie des sonsti-
gen von ihm geführten Betriebes verbundenen Steuern, Gebühren und öffentliche Abgaben. 
Dies ist der Verpächterin auf Verlangen nachzuweisen. 

i) Der Pächter ist verpflichtet, alle erforderlichen Haftpflichtversicherungen (Betriebshaftpflicht-
versicherung, Betriebsunterbrechungsversicherung u.s.w.) abzuschließen, damit gegen die 
Verpächterin keinerlei Haftpflichtansprüche geltend gemacht werden können. 

 
IV/2: Weiterverpachtung 
Die gänzliche oder auch nur teilweise Weiterverpachtung des Vertragsgegenstandes so-
wie der Abtretung von Rechten und Pflichten aus diesem Vertrag ist nur mit einer aus-
drücklichen, schriftlichen Zustimmung der Verpächterin gestattet. 
Hiervon ausgenommen ist die stundenweise Untervermietung von Nebenräumlichkeiten 
für Massageanwendungen, Fußpflegeleistungen oder therapeutische Kuranwendungen. 
 
IV/3: Zustand und Pflege/Instandhaltung/Rückgabe des Pachtgegenstandes 
 

a) Der Pächter bestätigt, die vertragsgegenständlichen Räumlichkeiten und Einrichtungsgegen-
stände laut beiliegender Inventarliste in einwandfreiem Zustand übernommen zu haben und 
verpflichtet sich, dieselben auf eigene Kosten in gutem Zustand zu erhalten und nach Ablauf 
dieses Vertragsverhältnisses in ordnungsgemäßem und funktionsfähigem Zustand wieder an 
die Verpächterin zurückzustellen. 
Zu diesem Zweck ist eine gemeinsame Abnahmebegehung durchzuführen und darüber ein 
Protokoll zu erstellen und von den Parteien zu unterfertigen. 

 
b) Die Verpächterin ist jederzeit berechtigt den gesamten Zustand des Vertragsgegenstandes 

durch eine dem Pächter namhaft zu machende Person zu kontrollieren und eventuell festge-
stellte Mängel, Schäden oder Auffälligkeiten festzuhalten. Der Pächter hat derart an Ort und 
Stelle gemachten Feststellungen dem Organ der Stadtgemeinde auf Verlangen schriftlich zu 
bestätigen. Alle größeren am Vertragsgegenstand auftretenden Schäden sind der Verpächte-
rin unverzüglich mitzuteilen. 

 
c) Der Pächter verpflichtet sich auf seine Kosten Reinigungspersonal im erforderlichen Ausmaß 

anzustellen widrigenfalls die Verpächterin die Reinigung gegen Weiterverrechnung der ange-
fallenen Kosten selbst vornehmen kann. 

 
d) Der Pächter verpflichtet sich, die verpachteten Räumlichkeiten zweckgerecht, nämlich für den 

Betrieb einer öffentlichen Saunaanlage zu verwenden. 
 
e) Kleinere Schªden (= bis ú 5.000,- netto pro Einzelfall) am Vertragsgegenstand sind im Einver-

nehmen mit der Verpächterin vom Pächter auf eigene Kosten selbst ordnungsgemäß und 
fachmännisch wiederherzustellen bzw. reparieren zu lassen. Die Durchführung und die Be-
auftragung solcher Reparaturen erfolgen durch den Pªchter. Ab ú 500,- netto ist eine voraus-
gehende Genehmigung durch die Verpächterin erforderlich. 
Zwei Drittel der so tatsächlich im jeweils vorausgegangenen Jahr angefallenen Gesamtrepa-
raturkosten, Servicekosten und Instandhaltungen in der Saunaanlage werden dem Pächter 
von der Verpächterin rückerstattet. Der Ersatz bzw. die Abrechnung erfolgen wie bisher halb-
jährlich. Diese Refundierung der kleineren Reparaturen wird einvernehmlich betragsmäßig mit 
dem jeweils aktuellen jährlichen Nettopachtzins nach oben gedeckelt.   
GrºÇere Reparaturen und Investitionen (= ab ú 5.000.- netto pro Einzelfall; zB neue 
Dampfsauna ..) werden von der Verpächterin übernommen. Die Durchführung und die Beauf-
tragung derartiger Reparaturen und Investitionen erfolgt durch die Verpächterin. 
Der Pächter hat größere Reparaturen und Investitionswünsche der Verpächterin möglichst bis 
Ende Juli des laufenden Jahres bekannt zu geben.    

 
f) Sämtliche Beschädigungen, welche vom Pächter oder von Personen, welche sich mit dessen 

Einverständnis in den vertragsgegenständlichen Räumlichkeiten aufhalten, an diesen 
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ergeben, sind vom Pächter umgehend zu ersetzen.      .  
Die Verpächterin ist berechtigt, für den Fall, dass der Pächter die unverzügliche Behebung 
von derartigen oder gemäß IV/3/b schriftlich bestätigten Beschädigungen trotz Aufforderung 
unterläßt, diese Beschädigungen auf Kosten des Pächters beheben zu lassen. 

 
 

IV/4.: Persönliche Berufsvoraussetzungen des Pächters 
Der Pächter erklärt ausdrücklich, dass er die gesetzlich vorgeschriebenen gewerberecht-
lichen Vorschriften und Konzessionen für die Ausübung des Saunagewerbes sowie des 
Ausschankes und die Verabreichung von kalten Imbissen im geplanten Ausmaß, also für 
sämtliche im Vertragsgegenstand von ihm ausgeübten Tätigkeiten besitzt. 
 
 

 
 

IV/5.: Öffnungszeiten/Saunatarife 
Für den Pächter besteht während der Vertragsdauer Betriebspflicht, d.h. die Sauna ist mit folgen-
den Ausnahmen (1.11.; 24. und 25.12. 31.12. und 1.1.; Betriebsurlaub 2 Wochen ab 1. Mai und 
die allfällig einvernehmlich festgelegten Schließtage) geöffnet zu halten. 
Die täglichen Öffnungszeiten und allfällige Schießtage sind im Einvernehmen mit der Verpächterin 
(Gemeindevertretung- GV) festzulegen. 
Ebenso hat der Pächter das Entgelt für die Saunabenützung im Einvernehmen mit der Verpäch-
terin (GV) festzulegen, allfällige Erhöhungen dürfen nur mit vorheriger Zustimmung der Verpäch-
terin (GV) vorgenommen werden. 
Die derart festgelegten und aktuell gültigen Zeiten und Tarife sind jeweils in einer Beilage (=Bei-
lage 2) als Anhang diesem Vertrag beizufügen. 
 

IV/6. Besondere Vereinbarungen: 
 

1. Abgangsunterstützung der Verpächterin 
Für den Fall, dass die vertragskonforme Betriebsführung der Sauna zu einem monetären Abgang 
führt, so erklärt sich die Verpächterin bereit, dieses nachgewiesene und seitens der Verpächterin 
überprüfte Defizit dem Pächter bis zu einer maximalen Höhe von ú 90.000.-/Jahr als Betriebssub-
vention abzugelten. 
Wenn es dem Pächter gelingt, diesen angenommenen Jahresabgang zu unterschreiten, wird die-
ser unterschrittene Betrag jeweils zur Hälfte zwischen dem  Pächter und der Verpächterin aufge-
teilt. 
An dieser Stelle wird auch ausdrücklich festgehalten, dass der Pächter jedenfalls Euro 35000,- für 
seine persönlich erbrachten Arbeitsleistungen in der Jahresrechnung verbuchen kann. Dieser Be-
trag zählt nicht für die im obigen Absatz dargestellte Berechnung der Gewinnaufteilung als Ge-
winn.  
 
Diese prognostizierte Abgangsdeckung wird dem Pächter monatlich im Vorhinein zu 2/3tel von 
der Verpächterin ausgezahlt. 
 
Für den Fall, dass sich seitens des Energiemarktes (Strom und Gas) längerfristig gegenüber dem 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses größere Änderungen ergeben als die Schwankungen der Ver-
braucherpreise (VPI), übernimmt die Verpächterin dafür das finanzielle Risiko dieser Abweichun-
gen.  
  
Als Beobachtungszeitraum gilt das jeweils letzte vollständige Rechnungsjahr des Pächters. 
Für weiter zurückliegende Abgänge können vom Pächter keinesfalls mehr irgendwelche Zahlun-
gen aus diesem Titel gestellt werden. 
 
2. Besucherstatistik 
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Der Pächter ist verpflichtet, der Verpächterin auf Antrag jederzeit genaue Unterlagen aus seinen 
Kassensystemen vorzulegen aus denen die Besucherfrequenz und deren Zusammensetzung 
(Tages-, Block-, Saisonkarten usw.) hervorgehen. 
 
 
Überdies wird sich der Pächter im Rahmen seiner monetären Möglichkeiten bemühen, die Besu-
cherströme in die Sauna (auch hinsichtlich von Pkt 4. unten) möglichst transparent zu erfassen. 
 
3. Werbung 
Der Pächter hat eigenständig und ohne Aufforderung durch die Verpächterin nachweislich geeig-
nete Maßnahmen zur Bewerbung und Einnahmensteigerung der Saunaanlage zu setzen. 
 

4. Transferzahlung Sauna ï Sportstudio Optifit 
Die Sauna ist vom Pächter innerhalb seines Unternehmens als eigenständiger wirtschaftlicher 
Rechnungskreis zu führen. 
Die Verpächterin ist keinesfalls damit einverstanden, dass die Betriebsführung der Sauna mit ei-
nem anderen Betrieb des Pächters vermischt wird (insb. in den Bereichen Kostenrechnung/Per-
sonal/Betriebskosten/Reparaturen é). 
 
Die Vereinbarung zwischen der Stadtgemeinde Saalfelden und dem Sportstudio Optifit Wellness 
GmbH & Co KG (FN 158 475 h) vom 04.12.2000 samt Nachtrag vom 28. April 2021 ist dem Päch-
ter bekannt und wurde ausführlich mit ihm besprochen (s a. Beilage 3). 
 
Insbesondere ist auch ein eigenständiger Zugang zur Sauna unabhängig vom Zugang über das 
bestehende Fitnessstudio zur Verfügung zu stellen. 
 
  

V. 
Bauliche Veränderungen am Vertragsgegenstand 

 
V/1: Bauliche Veränderungen, welche der Pächter im oder außerhalb des Bestandobjektes auf 
seine Kosten vornehmen will, bedürfen der schriftlichen Zustimmung der Verpächterin. 
V/2: Investitionen des Pächters, welche fest mit der Bausubstanz verbunden sind, wie un-
ter Verputz verlegte Leitungen, Fußbodenbeläge, Wandverkleidungen usw. gehen bei Be-
endigung des Pachtverhältnisses entschädigungslos in das Eigentum der Verpächterin 
über. 
V/3: Die Verpächterin ist nicht verpflichtet, dem Pächter für allenfalls vorgenommene In-
vestitionen nach Beendigung des Pachtverhältnisses eine Investitionsablöse irgendwel-
cher Art zu bezahlen, ausgenommen den Fall, dass eine derartige Investitionsablöse vor-
her schriftlich vereinbart wurde. 

 
 

VI.  Vertragsgebühren 
 

Sämtliche aus diesem Vertrag entstehenden Kosten bzw. Gebühren einschließlich der Rechtsge-
schäftsgebühr (= Euro 414,72; 960+20%X36/100) hat die Pächterin zu übernehmen. 
Die Kosten der Vertragserrichtung werden von der Verpächterin übernommen. 
 
 

VII.  Inventarliste 
 

VII/1.:  Der Pächter verpflichtet sich gemeinsam mit der Verpächterin ein detailliertes Inventarver-
zeichnis zu erstellen, dieses zu kontrollieren und zu unterfertigen. Das unterschriebene Verzeich-
nis wird im Original als integrierender Bestandteil diesem Vertrag beigeheftet (= Beilage 1). 
 

VII/2.: Der Pächter verpflichtet sich, die in der Inventarliste aufgelisteten Gegenstände auf seine 
Kosten in gebrauchsfähigem Zustand zu erhalten und allenfalls erforderliche Reparaturen auf 
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seine Kosten durchführen zu lassen, damit diese Gegenstände nach Beendigung des Pachtver-
hältnisses in funktionsfähigem Zustand wieder an die Verpächterin zurückgestellt werden können. 
F¿r Gegenstªnde auf der Inventarliste mit einem Anschaffungspreis von ¿ber ú 500.- netto ist die 
Verpächterin zur Nachbeschaffung verantwortlich. 
Neubeschaffungen sind ebenfalls von der Verpächterin zu bezahlen und dürfen vom Pächter nur 
nach vorausgehender Genehmigung angeschafft werden. Solche Gegenstände sind in der Inven-
tarliste zu ergänzen.  
 

VII/3.: Befindet sich einer dieser aufgelisteten Inventargegenstände bei Beendigung des Vertrags-
verhältnisses nicht in funktionsfähigem Zustand, ist die Verpächterin berechtigt, auf Kosten des 
Pächters die notwendigen Reparaturen zur Herstellung der Funktionsfähigkeit durchführen zu las-
sen oder die anfallenden Reparaturkosten als Entschädigung zu verlangen. 
 
 
 

VIII. Beendigung des Pachtverhältnisses 
 

Bei Beendigung des Pachtverhältnisses ist der Pächter verpflichtet, das Pachtobjekt in ordnungs-
gemäßem Zustand, geräumt von eigenen Fahrnissen an die Verpächterin zurück zu stellen. Im 
Falle eines Verzuges bei der Rückstellung über ein Monat nach Ablauf der Pachtdauer verpflichtet 
sich der Pªchter zur Bezahlung einer Konventionalstrafe von ú 200,- (in Worten: Euro zweihun-
dert) wertgesichert täglich. Die sonstigen vertraglichen Pflichten des Pächters bleiben bis zur tat-
sächlichen Rückstellung des Pachtobjektes einschließlich Inventar unverändert aufrecht. Die Gel-
tendmachung eines über die Konventionalstrafe hinausgehenden Schadens bleibt der Verpäch-
terin vorbehalten. 
 
 

IX.  Sonstige Vertragsinhalte 
 
Die Bestimmungen der §§ 1117 und 1118 ff ABGB (= besondere Auflösungsgründe) bleiben un-
berührt. 
 

Seitens des Pächters gehen die sich aus diesem Vertrag ergebenden Rechte und Pflichten auf 
dessen Besitz- und Rechtsnachfolger über. 
 

Für alle aus diesem Vertrag entstehenden Streitigkeiten ist das sachlich und örtlich für die Stadt-
gemeinde Saalfelden berufene Gericht zuständig. 
 

Alle Änderungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Mündliche Nebenabreden zu 
diesem Bestandvertrag haben keine Gültigkeit. 
 

Der Pächter verzichtet ausdrücklich darauf, ihm tatsächlich oder vermeintlich zustehende 
Forderungen gegen die Verpächterin mit Forderungen der Verpächterin gegen ihn gegen-
seitig aufzurechnen. 
 

Dieser Pachtvertrag wird in einer Ausfertigung errichtet, welche die Verpächterin erhält. 
Der Pächter erhält eine Vertragskopie. 
 

Die Gemeindevertretung hat in ihren Sitzungen am 15. September 2025 den Abschluss dieses 
Vertrages beschlossen. 
 

 
 

Saalfelden, am 16. September 2025 
 
 

Für die Stadtgemeinde Saalfelden 
als Bestandgeberin: 

 
Der Bürgermeister:                                      
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__________________________________                   
   Erich Rohrmoser 

 
 

Der Pächter: 
__________________________________________ 

Dipl.-Ing. David Herzog 
 
Beilage 1: die allseits unterfertigte anfängliche und die jeweils aktuelle Inventarliste 
Beilage 2: Übersicht über die jeweils gem. Punkt IV/5 beschlossenen und gültigen Öffnungs-

zeiten und Saunatarife 
Beilage 3:  Vereinbarung (Saunakooperation) vom 04.12.2000 samt Nachtrag vom 28. 

04.2001   
          Beilage 1 
SAUNAANLAGE RITZENSEE       

 
Inventarliste (Stand: Juni 2015) 
 
Basis: Rechnungen Saunasanierung 1998 (Fa. Klafs, Fa. Tischlerei Schild, Fa. Stöckl Kältetech-
nik, Fa. Steurer, etc.) 
 
Umkleideraum / Duschbereich: 
40 Stk. Garderobenschränke sperrbar inkl. Fußgestell 
4 Stk.  Sitzbankgarderoben inkl. Wandgarderoben gelb 9,3 lfm 
5 Stk.  Sitzbänke gelb 12,5 lfm 
2 Stk.  Handtuchablagefächer (40 und 30 Fächer) 
1 Stk.  Wandregalanlage 21 Fächer 
2 Stk.  Garderobenablage gelb 
3 Stk.  Garderobenständer gelb 
1 Stk.  Wandschirmhalter 
 
Massageraum: 1 Stk.  Massageliege 
 
Ruheraum / Freibereich: 
20 Stk.  Kippliegen gelb 
10 Stk.  Klappliegen blau/gelb 
6  Stk.   Flachliegen weiß Kunststoff 
 
Barbereich: 
1 Stk.  Barpultanlage inkl. Spüle und Armaturen 
1 Stk.  Flaschenbord über Bar 
1 Stk.  Einschubkühlpult Modell Ideal B174-6L in Edelstahl inkl. Kältetechnik 
1 Stk.  Gläserspüler Modell Wolk 
1 Stk.  Sitzbankverbau 
4 Stk.   Barhocker 
3 Stk.   Tische (Modell Wiesner-Hager) 
12 Stk. Sessel (Modell Thesis 6180) 
 
Saunawart: 
1 Stk.  Arbeitsplatzverbau U-förmig 
1 Stk.  Registrierkasse 
1 Stk.  Drehstuhl (Modell Wiesner-Hager) 
2 Stk.  Schränke 165/60/260 cm und 135/60/254 cm 
1 Sk.   Anschlagtafel 
 
Sonstiges: 
1 Stk.  Regale für Abstellräume 
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2 Stk.  Haarföhn Airtronic Wandmontage 
2 Stk.  Seifenspender Fa. Hagleitner 
2 Stk.  Papierhandtuchspender Fa. Hagleitner 
1 Stk.  Waschautomat Siemens 1400 
 
 
 
Beilage 2 
 
Öffnungszeiten / Wintersaison   gültig von 01.10. bis 30.04. 
 
Montag bis Samstag 
jeden Donnerstag Damentag                            15.00 bis 21.30 Uhr 
  
Sonn- und Feiertag 15.00 bis 20.30 Uhr 
  
 
Öffnungszeiten / Sommersaison   gültig von 01.05. bis 30.09. 
 
Montag bis Freitag 
jeden Donnerstag Damentag                           16.00 bis 21.30 Uhr 
                    
Samstag Ruhetag  
Sonn- und Feiertag                                     15.00 bis 20.30 Uhr 
  
 
 
Eintrittspreise (gültig ab 01.10.2023)  
 
 
Einzeleintritt                      12,80 ú 
Einzeleintritt ermäßigt (ab 19.30 Uhr / Wochenende & Feiertage ab 18.30 Uhr)   
    9,00 ú 
7er Block      78,00 ú 
15er Block      154,00 ú 
Winterkarte (01.10.-30.04.)     265,00 ú 
Sommerkarte (01.05.-30.09.)          192,00 ú 
Halbjahreskarte (gültig 6 Monate ab Kauf)         255,00 ú 
Jahreskarte      422,00 ú 
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Die Gemeindevertretung möge über 

1) den vorliegenden Bestandvertrag (=Neuverpachtung Saunaanlage Ritzensee ab 
11/2025) beraten sowie gegebenenfalls über 

2) eine allfällige Erhöhung der Saunaeintrittspreise ab der Neueröffnung vsl.11/2025 
(lt. vorliegender Vorschlagsliste vom 13.08.2025) beraten 

und zu diesen beiden Punkten jeweils einen Beschluss herbeiführen.  
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Bgm Rohrmoser erläutert den Sachverhalt. Ohne die Transferzahlungen vom Injoy haben wir 
nochmal einen Abgang von rund 50.000,-- mehr. Es war wirklich ein schwieriger Prozess. Es 
gab auch Gespräche mit Familie Kühr, die die Sauna aber nicht mehr pachten möchten. Es hat 
5 BewerberInnen gegeben. Mitte Juli hat es einen Termin gegeben bzgl. Sauna und ich freue 
mich, dass Herr Herzog die Sauna gerne betreiben würde. 
 
StR Salzmann: Es gibt nur einen Interessenten für die Pacht. Wir sollen diesem Vertrag zustim-
men. Auch wenn eine Ausfallshaftung mit einem relativ hohen Betrag dastehen. Es sind mind. ú 
80.000,-- die die Gemeinde pro Jahr bezahlen muss. Ich denke, dass eine Erhöhung der Ein-
trittspreise zumutbar ist. Ich schlage vor, die Einzelkarten und Blockkarten um 15 % zu erhöhen. 
Die Saisonkarten kann man um 20 % erhöhen. Ich denke das ist zumutbar. 
 
GV Heigenhauser weist auf einige inhaltliche Details des Vertrages hin. Insbesondere spricht er 
die Instandhaltungspflicht des Pächters an und sagt, dass Saunagäste es melden sollten, wenn 
dies nicht funktionieren sollte. Er regt an, ob es möglich wäre eine vollständige Buchführung so-
wie Belege zur Kontrolle vorzulegen. GV Heigenhauser gibt dem neuen Pächter den Tipp eine 
vollständige Inventarliste zu erstellen um einen Überblick zu bekommen. Zudem spricht er die 
Winter-Halbjahreskarte an und stellt die Frage ob eventuell kulanterweise nur 5 Monate bezahlt 
werden müssen, wenn der Pachtvertrag mit 1. November 2025 beginnen würde. 
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StR Schweighart: Auf der Homepage der Gemeinde gibt es den Bereich Anfragen/Meldungen 
und hier kann man auch über die Sauna Anfragen stellen. Wenn man die Sauna jetzt einmal 
schließt, dann ist es vorbei. Der Betreiber muss jetzt mal schauen, wohin es geht. Dieser Ver-
trag ist daher für mich so wie er vorliegt in Ordnung. 
 
Herr DI Herzog David erläutert seine Vorstellungen, Ziele und Visionen, die er für den künftigen 
Betrieb der Sauna hat. 
 
Bgm Rohrmoser: Man sieht, dass du dich intensiv mit diesem Thema befasst hast, und sehr 
interessante Vorstellungen und Visionen hast. 
 
GV Innerhofer: Es wurde eingangs der Sitzung gefragt, wer von uns in die Sauna geht und sich 
mit dem Thema auskennt. Ich möchte umgekehrt die Frage in den Raum werfen, wer sich mit 
unserer Situation befasst hat. Wir Gemeindevertreter haben in den Sitzungen oft schwere Ent-
scheidungen zu treffen. Ich kann sagen, dass wir uns in den letzten Wochen intensiv mit dem 
Thema Sauna befasst haben. Herr Herzog hat angeregt, dass es schön wäre, wenn im Vertrag 
drinnen stehen w¿rde ĂKernºffnungszeitenñ. Das w¿rde ich sehr begr¿Çen, denn dann hªtte er 
einen kleinen Handlungsspielraum. Ich bin überzeugt, dass sich die Probleme Warmwasser und 
Instandhaltung lösen, wenn jemand mit Herzblut und guten Ideen die Sauna betreibt. Die Sauna 
zu betreiben, geht nur gemeinsam. Mit Herrn Herzog haben wir einen hervorragenden Men-
schen an unserer Seite und es gibt auch für die Zukunft noch tolle Visionen. Ebenso möchte ich 
noch die Eintrittspreise ansprechen. Wir haben gemeinsam einiges durchgerechnet und es gibt 
heute diesbezüglich eine Tischvorlage mit einem Vorschlag der Grünen und einem Vorschlag 
von uns. 
 
StR Eder: David danke für dein Engagement. Das große Thema bei der Sauna war immer die 
Transparenz. Ich denke, wenn es von deiner Seite Änderungsvorschläge hinsichtlich Öffnungs-
zeiten gibt, dann wird von uns keiner dagegen sein. Ich wünsche dir alles Gute für deine Arbeit. 
 
Vizebgm Haslinger: Wir können bei jeder GV die Tarife, Öffnungszeiten udgl. ändern. Ich 
würde auf alle Fälle eine komplette Bestandaufnahme machen. Der aktuelle Vorschlag sei 
grundsätzlich, mit einigen Einschränkungen, für den Start ausreichend. Er weist darauf hin, 
dass im Oktober die nächste GV-Sitzung stattfindet, bei der Änderungen besprochen werden 
könnten, falls notwendig. Abschließend gibt er den Tipp, dass man nicht allen Wünschen 
nachkommen solle, da dies zu einer Überlastung führen könne. 
 
Vizebgm Gruber: Wir müssen froh sein, dass wir einen Betreiber für die Sauna haben.  
 
StR Göllner: Ich bin der Meinung, dass man die Öffnungszeiten noch etwas anpassen könnte, 
ansonsten ist das Wesentliche schon erwähnt worden. 
 
Vizebgm Gruber: Ich möchte eine Lanze brechen für Mitteregger Thomas und Kohlbrat Chris-
tian. Ich möchte sagen, dass seine Einschätzungen zu 99 % richtig waren. 
 
Mag. Kohlbrat: Bezüglich Belegprüfung ist es so abgesprochen, dass die Bilanzen vorlegt wer-
den und wir diese an Dr. Kaiser weiterleiten. Bezüglich Inventarliste ist der zentrale Ansprech-
partner Mitteregger Thomas. Die Öffnungszeiten würde ich derzeit so belassen. Herr Herzog soll 
einmal anfangen und alle Anregungen sammeln. Die Eintrittspreise sollten unbedingt heute fi-
xiert werden. 
 
DI David Herzog: Ich würde die Eintrittskarten vereinfachen, sodass es nicht so viele verschie-
dene Karten zu kaufen gibt. Es sollte künftig Einzelkarten, 10-er Blöcke, Halbjahreskarten und 
Jahreskarten geben. 
 
Bgm Rohrmoser: Warum werden die ganzen Änderungsvorschläge nicht im Vorhinein einge-
bracht. Es ist immer schwierig dies während der Sitzung einzuarbeiten. 
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StR Schweighart: In der Sitzung lassen wir alles nochmal Revue passieren und es können An-
träge gestellt werden. Es liegt heute ein Vorschlag als Tischvorlage auf und darüber kann abge-
stimmt werden. 
 
GV Innerhofer: Dieser Vorschlag ist tatsächlich erst heute Vormittag fertig geworden. Ich bin 
davon ausgegangen, dass wir diesen Vorschlag heute einfließen lassen können.  
 
StR Salzmann: Die Preiserhöhungen wurden von uns auch schon in den vorigen Besprechun-
gen angesprochen. Wenn diese Preise (Tischvorlage) nun mit dem Pächter abgestimmt sind, 
würde ich vorschlagen diese auch so zu beschließen.  
 
Mag. Kohlbrat: Diese Vorgangsweise ist äußerst eigenartig. Trotzdem müssen wir die Preise 
heute festlegen. Auf den schnellen Blick kann ich hier keine großartigen Unterschiede feststel-
len. 
 
Bgm Rohrmoser verliest die nun vorgeschlagenen Preise über die dann abzustimmen ist. 
Einzelkarte 15,00 
10er-Block ú 135,00 
Halbjahreskarte ú 315,00 
Jahreskarte ú 520,00 
 
Vizebgm Haslinger stellt den Antrag auf eine 10-minütige Sitzungsunterbrechung. 
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig 
1) den vorliegenden Bestandvertrag (= Neuverpachtung Saunaanlage Ritzensee ab 

11/2025) sowie 
2) die Erhöhung und Anpassung der Saunaeintrittspreise ab der Neueröffnung (vo-

raussichtlich ab 11/2025) wie folgt: 
Einzelkarte 15,00 
10er-Block ú 135,00 
Halbjahreskarte ú 315,00 
Jahreskarte ú 520,00 

 
Die Gemeindevertretung stimmt einhellig dem Antrag von Vizebgm Haslinger auf eine 10-
minütige Sitzungsunterbrechung zu. 

 
Erledigung: 1.2, Mag. Christian Kohlbrat 

 
 

 14 4.1  Überschreitungen und Abweichungen bis Ende August 

 
1/852000-728500 | Betriebe der Müllbeseitigung | VVO-Provision LMV 
 
Am 22.01.2024 wurde seitens der Gemeindevertretung ein Nachtrag zum LVP Vertrag mit dem 
Regionalpartner Pireg Pinzgauer Recycling GmbH beschlossen, welcher die Stadtgemeinde zur 
monatlichen Zahlung einer 5%igen Partnerprovision (ú 425,00/Monat) verpflichtet. Diese Zah-
lungsverpflichtung wurde im JVA für das Jahr 2025 irrtümlicherweise nicht berücksichtigt und 
wird ab 2026 im JVA budgetiert. 
 
Umschichtung für 2025 -> EUR 5.100 
 
Überschreitung (bis jetzt): EUR 2.975          Bedeckung: 2/8520/8520 (Mehreinnahmen Abfallge-
bühren) 
 
Die Gemeindevertretung möge über die oben angeführten Abweichungen und Überschrei-
tungen bis Ende August beraten und einen Beschluss fassen. 



STADTGEMEINDEAMT SAALFELDEN  G e m e i n d e v e r t r e t u n g  

 
 

Sitzung Gemeindevertretung am 15.09.2025 Seite - 789 - 
 

 
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig die oben angeführten Abweichungen und 
Überschreitungen bis Ende August. 

 
Erledigung: 4.1, Mag. Stefan Scholze 

 
 

 15 4.1  Kindergartengebühren 2025/2026 

 
Das Land Salzburg hat den Elternbeitragsersatz von EUR 109,20 auf EUR 113,00 valorisiert. 
Daher müssen die Tarife ab 01.09.2025 neu beschlossen werden. Für die Eltern gelten nach wie 
vor die bereits beschlossenen und kommunizierten Elternbeiträge. 
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*Laut 15a Vereinbarung wird die Besuchspflicht mit EUR 900/Jahr vom Bund gefördert. Wenn besuchspflichtige Kinder  
mehr als 10 Monate betreut werden, ist es möglich für Juli und August jeweils Elternbeitragsersatz 

in der Höhe von EUR 113,00 vom Land zu erhalten. 

**Laut §45 Abs. 3 ist die Besuchspflicht im Ausmaß von mindestens 20 Stunden beitragsfrei 
 

 

Kindergartengebühren 
Saalfelden     GV 15.09.2025     

        gültig  ab September 2025     

                
Elternbeiträge für un-
ter 3-Jährige             

                

Alter am 01.09. Organisationsform Betreuung   
Tarif (teilweise 
mit USt) 

Förderung Land 
Elternbeitrag/Monat 
(inkl. USt) 

  

<3 KKG, AeG 2 Tage  
07:00 bis 
13:00 

                                
ттΣрл ϵ 

                                
нлΣлл ϵ  ртΣрл ϵ 12 Stunden/Woche 

<3 KKG, AeG 2 Tage  
07:00 bis 
14:30 млпΣлл ϵ 

                                
нлΣлл ϵ  упΣлл ϵ 15 Stunden/Woche 

<3 KKG, AeG 2 Tage  
07:00 bis 
16:00 мнмΣлл ϵ 

                                
нлΣлл ϵ  млмΣлл ϵ 18 Stunden/Woche 

<3 KKG, AeG 3 Tage 
07:00 bis 
13:00 млсΣлл ϵ 

                                
нлΣлл ϵ  усΣлл ϵ 18 Stunden/Woche 

<3 KKG, AeG 3 Tage 
07:00 bis 
14:30 мпсΣлл ϵ 

                                
нлΣлл ϵ  мнсΣлл ϵ 22,5 Stunden/Woche 

<3 KKG, AeG 3 Tage 
07:00 bis 
16:00 мтмΣлл ϵ 

                                
нлΣлл ϵ  мрмΣлл ϵ 27 Stunden/Woche 

<3 KKG, AeG 5 Tage 
07:00 bis 
13:00 мспΣлл ϵ 

                                
нлΣлл ϵ  мппΣлл ϵ 30 Stunden/Woche 

<3 KKG, AeG 5 Tage 
07:00 bis 
14:30 нрлΣрл ϵ 

                                
плΣлл ϵ  нмлΣрл ϵ 37,5 Stunden/Woche 

<3 KKG, AeG 5 Tage 
07:00 bis 
16:00 нфмΣлл ϵ 

                                
плΣлл ϵ  нрмΣлл ϵ 45 Stunden/Woche 

                
Elternbeiträge für 3 & 
4-Jährige             

                

Alter am 01.09. Organisationsform Betreuung   Tarif (inkl. USt) 
Elternbeitragsersatz 
Land (inkl. USt) 

Elternbeitrag/Monat 
(inkl. USt) 

  

3+4 KG, AeG 5 Tage 
07:00 bis 
13:00 

                             
ммоΣлл ϵ  

                             
ммоΣлл ϵ  

                                          
-   ϵ  30 Stunden/Woche 

3+4 KG, AeG 5 Tage  
07:00 bis 
16:00 

                             
нлнΣлл ϵ  

                             
ммоΣлл ϵ  уфΣлл ϵ 45 Stunden/Woche 

3+4 KG, AeG 5 Tage  
07:00 bis 
17:00 норΣлл ϵ 

                             
ммоΣлл ϵ мннΣлл ϵ 50 Stunden/Woche 

                
Elternbeiträge für 5-
Jährige (besuchspflich-
tig)           

                

Altern am 01.09. Organisationsform Betreuung   Tarif (inkl. USt) Förderung Land* 
Elternbeitrag/Monat 
(inkl. USt) 

  

5 KG, AeG 5 Tage 
07:00 bis 
13:00 

beitragsfrei lau 
§22 S.KBBG 
2019   

                                          
-   ϵ  30 Stunden/Woche** 

5 KG, AeG 5 Tage  
07:00 bis 
16:00     

                                
уфΣлл ϵ  45 Stunden/Woche 

5 KG, AeG 5 Tage  
07:00 bis 
17:00     

                             
мннΣлл ϵ  50 Stunden/Woche 
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Die Gemeindevertretung möge die Änderungen der Kindergartengebühren 2024/25 be-
schließen. 
 
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig die Änderungen der Kindergartengebühren 
2024/25. 

 
Erledigung: 4.1, Mag. Stefan Scholze 

 
 

 16 2.6  
Antrag auf Ausbau Dachgeschoss Rathaus lt. Vorgaben bescheid-
mäßiger Auflagen der BH Zell am See 

 

¶ 

¶ 

¶ 

¶ 

¶ 

¶ 

¶ 

¶ 

¶ 
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Bgm Rohrmoser erläutert den Sachverhalt. 
 
StR Schweighart: Hier geht es nun um die nächste halbe Million. 
 
GV Franz-Josef Schwaiger: Die Summe ist relativ hoch. Das hat mich schon ein bisschen ge-
schockt. Das Rathaus ist ja deswegen nicht saniert. Der Keller ist auch total feucht. Gibt es ei-
nen Plan, was die nächsten Projekte sind. Ich weiß, wenn es die BH etwas vorschreibt, müssen 
wir es machen, aber man sollte auch die anderen Sachen angehen und Prioritäten setzen. Das 
mit der Feuchtigkeit gehört meiner Meinung nach schnell erledigt. 
 
Bgm Rohrmoser: Das Rathaus ist ein sehr historisches Gebäude und es gab schon viele Über-
legungen. 
 
Dr. Oberschneider: Fakt ist, wenn man das angehen will, reden wir von 3-4 Millionen Euro. Das 
ist der Stand von vor 5 Jahren. Ich glaube persönlich nicht, dass in der Wertung der GV ein ge-
neralsaniertes Rathaus vor Farmach rangiert. Deshalb müssen wir damit leben, dass wir es so 
belassen. 
 
StR Schwaiger: Brandschutzmäßig sind wir auf alle Fälle in der Bringschuld. Der Brandschutz 
ist unaufschiebbar und ist ein hohes Gut. 
 
Vizebgm Haslinger: ú 100.000,-- Reserve kommen mir relativ hoch vor. 
 
SB Herzog: Die Reserve kommt daraus, dass man nicht weiß was alles noch daherkommt, 
wenn man zum Beispiel den Dachstuhl aufmacht. Man weiß nicht, wie die Substanz darunter 
ausschaut. Derzeit stehen noch viele Fragezeichen dahinter. 
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig die Weiterführung des Projektes. 

 
Erledigung: 2.6, Anton Herzog 
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 17 1.5  
Antrag der FPÖ Saalfelden: Prüfung und Umsetzung der vollständi-
gen Digitalisierung aller Verwaltungsunterlagen 
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Die Gemeindevertretung möge über diesen Antrag beraten und einen entsprechenden Be-
schluss fassen. 
 
GV Schwaiger erläutert den Sachverhalt. 
 
Vizebgm Haslinger: Ich bin der Meinung, dass die Digitalisierung im Amt schon läuft. 
 
Dr. Oberschneider: Wie wird der jetzige Stand von euch beurteilt? 
 
GV Schwaiger: Sehr gut, ich möchte aber eine Datenbank haben, wo alles erfasst wird. 
 
Dr. Oberschneider: Ich hätte mir gewünscht, dies vorab abzuklären, dann hätte ich über den 
Jetztstand informieren können. Es gibt bei uns einen Digitalisierungsplan. Seit Anfang des Jah-
res haben wir den digitalen Akt. Im Bauverfahren ist eine Digitalisierung rechtlich nicht möglich. 
Letzten Endes muss uns klar sein, wenn man davon spricht einen Altbestand zu digitalisieren, 
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dass das Einscannen nicht das Problem ist, aber es muss ja jemanden geben, der dies in den 
Aktenplan der Gemeinde einfügt. Das bietet keine Firma an und muss jemand sein, der sich mit 
dem Aktenplan der Gemeinde auskennt. Man müsste 3-4 Personen Vollzeit anstellen, die das 
machen und das für sicher 8 Jahre. Ich kenne auch keine Gemeinde, die Altbestand digitalisiert. 
 
GV Innerhofer: Dieser Antrag gefällt mir sehr gut. Ich habe mit jemandem vom Amt gespro-
chen. Es gibt Firmen, die Digitalisierung machen. Andere Gemeinden stellen in den Sommermo-
naten Praktikanten ein. Ich fände es wichtig zuerst Dokumente zu digitalisieren, die unsere Ent-
scheidungen heute noch beeinflussen könnten. 
 
StR Salzmann: Mir erscheint dieser Antrag viel zu umfangreich. Wir können keinen zusätzlichen 
Personalaufwand aufbringen, damit die Digitalisierung so stark betrieben werden kann. 
Das Wort Ăumfassendñ und Ăvollstªndigñ passt f¿r mich in diesem Antrag nicht. 
 
Dr. Oberschneider: Ich sehe es nicht als Arbeit eines Praktikanten, Verträge aus dem Jahr 
1970 zu digitalisieren, denn ich denke nicht, dass ein Praktikant einen solchen Vertrag richtig 
beschlagworten kann, sodass man ihn auch wiederfindet. 
Laufende Verträge sind zu 80 % bereits digitalisiert. In der Gemeindeordnung besteht keine 
Rechtsgrundlage, dass Mandatare Einsichtsrechte in die Aktenverwaltung besitzen, es besteht 
lediglich das Einsichtsrecht gem. Gemeindeordnung. 
 
GV Schwaiger: Unser Antrag sollte kein Angriff auf das Amt sein. Ich will nur, dass wir irgendwo 
anfangen. 
 
Dr. Oberschneider schlägt vor den Beschluss wie folgt zu fassen: Die GV beschließt, dass 
sich das Gemeindeamt weiterhin zu einer fortschreitenden Digitalisierung bekennt. 
 
StR Schweighart: Ich denke das wird uns nicht weiterbringen. 
 
GV Breitfuß: Ich weiß, dass die Gemeinde Maishofen die Digitalisierung auch rasch vorantreibt, 
und hier werden sehr wohl Praktikanten eingestellt, die das machen. Warum soll das bei uns 
nicht auch gehen? 
 
Mag. Scholze: Die Hauptbuchhaltung ist volldigital, im Kassenbereich ist noch ein bisschen et-
was umzusetzen. Alles was derzeit machbar ist, wird gemacht. Manche Sachen würden einen 
so großen Aufwand verursachen, dass sie hintenanzustellen sind. 
 
StR Schweighart: Wir ziehen diesen Antrag zurück. Wir ersuchen das Amt um Information, 
wie weit die Digitalisierung in den einzelnen Teilbereichen prozentuell schon fortgeschritten ist. 
Das würde uns schon helfen, dass wir uns in Zukunft leichter tun mit gewissen Einschätzungen. 
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 18 1.4  
Antrag der FPÖ Saalfelden: Antrag zur Prüfung von Maßnahmen in 
stark belasteten Siedlungsgebieten 
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Die Gemeindevertretung möge über diesen Antrag beraten und einen entsprechenden Be-
schluss fassen. 
 
GV Schwaiger erläutert den Sachverhalt. 
 
StR Salzmann: Ich gebe meine volle Zustimmung zur Zellerstraße. Das andere ist eine Nach-
denksache bei uns. Bei Lenzing und Euring würden wir dem Prüfauftrag zustimmen. 
 
Bgm Rohrmoser: Ich möchte darauf hinweisen, alles was wir beschließen kostet Geld und Zeit. 
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Vizebgm Gruber: Die Autos verschwinden deshalb nicht. Man kanalisiert den Verkehr mit die-
sen Maßnahmen. 
 
GV Schwaiger: Dann müssen wir die Sperre der Kollingwaldstraße auch aufheben. 
 
Vizebgm Haslinger: Es gibt manchmal Samstage, wo es etwas mehr staut. Diese Straßen zu 
sperren, finde ich nicht gut. Wir wissen auch nicht was das kostet und wir haben genug andere 
offene Themen. Ich werde hier nicht zustimmen. 
 
GV Schwaiger zieht seinen Antrag zurück. 
 
 

 19 1.5  
Antrag der SPÖ Saalfelden: Für lebendigen Ortskerne - gegen spe-
kulativen Geschäftsflächenleerstand 
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Die Gemeindevertretung möge über diesen Antrag beraten und einen entsprechenden Be-
schluss fassen. 
 
GV Radovic erläutert den Sachverhalt. 
Heute darf ich euch unseren Antrag zur Erweiterung der Leerstandsabgabe vorstellen. Bei der 
letzten Sitzung haben wir mit Herrn Vizebürgermeister Haslinger vereinbart, dass die Leer-
standsabgabe für Wohnungen geändert werden soll und hier noch ein Antrag seitens SPÖ und 
ÖVP kommen wird. Wir gehen hier aber noch einen Schritt weiter, denn die bisherige Leer-
standsabgabe kann nicht auf Gewerbeflächen, die aus spekulativen Gründen leer stehen, ange-
wendet werden.  
Die Idee für so eine Leerstandsabgabe ist in der letzten Sitzung vom Wirtschafts- und Touris-
musausschuss entstanden. Hier möchte ich Herrn Haslinger für den Input danken, der uns in der 
Sitzung erläutert hat, dass es ja ein Wahnsinn ist, was manche Eigentümer für Mietvorstellungen 
haben. Und genau dem möchten wir gegensteuern.  
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Den Antrag hat bestimmt jeder gelesen. Ich möchte noch ergänzen, warum dieser Antrag sinn-
voll ist.  

1. Als erstes ist anzumerken, dass im Gegensatz zu den Wohnungen die Datengrundlage 
klar ist. Wir kennen unsere leeren Flächen. Explizit in Saalfelden geht es vor allem um 
die Geschäftsfläche des ehemaligen E-Sprit gegenüber dem Lederer und jene des ehe-
maligen XO im oberen Markt. Der Verwaltungsaufwand ist somit gering.  
 

2. Es soll sich hier um kein Strafinstrument sondern eine Lenkungsmaßnahme handelt. Ziel 
ist es, aktiv auf die Ortsentwicklung Einfluss zu nehmen. Die Eigentümer sollen motiviert 
werden, ihre Flächen realistisch zu vermieten ï zugunsten der Allgemeinheit.  
 

3. Als drittes möchte ich anführen, dass dies eine Unterstützung lokaler Gewerbetreibender 
sein soll. Kleine Betriebe und Neugründer finden keine leistbaren Flächen, weil künstlich 
Knappheit erzeugt wird. Damit soll Raum für neue Unternehmen geschaffen werden und 
der Standort nachhaltig gestärkt werden.  
 

4. Außerdem ist so ein System wirkungsvoll und kostengünstig im Vergleich zu Förderpro-
grammen. Statt hohe Mietzuschüsse zu vergeben, die nach kurzer Zeit von den Vermie-
tern auf die Miete aufgeschlagen werden, schaffen wir hiermit einen marktregulierenden 
Effekt.  
 

5. Als fünften Punkt ist auch anzumerken, dass es sich ja um ein optionales Instrument 
handelt. Jede Gemeinde kann je nach Bedarf und politischer Entscheidung dieses Instru-
ment nutzen oder nicht.  
 

6. Und als letztes Argument möchte ich noch anführen, dass dieses Instrument den Orts-
kern stärkt. Wiederbelebte Geschäftsflächen bedeuten mehr Frequenz, mehr Leben und 
mehr Wertschöpfung in den Zentren und da das das Ziel von uns allen ist, hoffen wir auf 
die Unterstützung auch von den anderen Parteien. Ich möchte sogar explizit Herrn Has-
linger und Herrn Schweighart bitten, auch mit ihren Kollegen vom Land diesbezüglich zu 
sprechen, damit der Antrag wirklich ernst genommen wird und nicht nur in einer Schub-
lade landet.  

 
Vizebgm Haslinger: Dieser Antrag ist mir etwas zu weit gefasst. Es gibt Firmen, die haben sich 
eine Geschäftsfläche gekauft, um sich gegebenenfalls erweitern zu können. Diese Firmen fallen 
da auch hinein und das wollen wir nicht. 
 
StR Schweighart: Man muss sich überlegen, wann Eigentum nicht mehr Eigentum ist. Wenn 
ich Eigentum schaffe und dann Vorgaben bekomme, die unwirtschaftlich sind, komme ich in ei-
nen Bereich, wo keiner mehr vermietet. Es würde auch nur die betreffen, die Lehrstand haben. 
 
StR Salzmann: Eigentum verpflichtet würde ich sagen. Es gibt eine ethische, soziale und wirt-
schaftliche Verpflichtung etwas zu nutzen was man besitzt. So kann es für die Gesellschaft nicht 
gehen. 
 
Dr. Oberschneider: Aus verwaltungsrechtlicher Sicht, sehe ich bei der Lehrstandsabgabe die 
gleiche Problemstellung wie bei der Lehrstandabgabe bei Wohnungen. Wir wissen ja gar nicht 
genau wo Lehrstand ist. Im Gesetz wird es sicher wieder Ausnahmetatbestände geben. Die 
Frage festzustellen was ein angemessener Mietpreis ist, ist auch schwierig festzustellen, wie 
weit der Preis vom angemessenen Preis weg ist. Von den Lehrständen die wir im Auge haben, 
bin ich skeptisch ob die Personen, umschwenken, wenn sie eine Lehrstandsabgabe zahlen 
müssen. 
 
StR Schwaiger: Das Objekt XO ist schon lange nicht mehr belebt. Wenn man es einer Immobili-
entreuhänderin übergibt, und diese nichts hineinbringt, ist es dann rechtlich ein Lehrstand? 
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GV Stöckl: Ich habe mir eine Studie von 2023 herausgesucht. Von spekulativem Lehrstand sind 
wir hier bei uns weit weg. 
 
GV Innerhofer: Ich verstehe den Antrag sehr gut. Ich muss mich immer über gewisse Ge-
schäftslokale ärgern, die schon ewig leer stehen. Die IBB Regelungen sind noch nicht ausge-
reift, und ich denke wir sollten unsere Meinung dem Land kundtun. Den IBB zu erweitern wäre 
für mich sehr wünschenswert sowie auch die Wohnungen einzubeziehen. 
 
StR Eder: Dieser Antrag zielt auf Gebäude ab, die jahrelang bereits leer stehen. Letztendlich 
müssen wir Gemeindepolitiker uns dieses Problem immer wieder anhören. 
 

Die Gemeindevertretung lehnt mehrheitlich, gegen die Stimmen der SPÖ sowie gegen die 
Stimmen von StR Salzmann und GV Kubuschok (beide Grüne) sowie gegen die Stimmen 
von GV Breitfuß und GV Innerhofer (beide BfS), den Antrag der SPÖ ab. 

 
Erledigung: 1.5, Sophia Breitfuß 

 
 

 20 1.4  
Antrag der Grünen: Regenbogenschutzweg B164 - Rathausplatz 
zum Vorplatz Mittelschule Stadt 

 

GRÜNE Saalfelden                                                                           Saalfelden, 23.August 2025  

 

 

An die  

Gemeindevertretung 

Saalfelden 

 

Antrag 

 

 
Die Gemeindevertretung möge beschließen: 
 

Auf der B 164 wird vom Rathausplatz zum Vorplatz Mittelschule Stadt nach Absprache 

mit der BH Zell am See und der Landesstraßenverwaltung 2026 ein Regenbogenschutz-weg 

markiert.  
 

Begründung: 
 

Die Regenbogenfarben sind ein bewusstes Zeichen für Toleranz, Offenheit und Gleichberechti-

gung gegenüber Menschen mit unterschiedlicher sexueller Orientierung. 

Der Schutzweg über die B 164 ist ohne Zweifel der am meisten frequentierte Schutzweg Saalfel-

dens. Die farbenfrohe Gestaltung setzt zudem einen besonderen Akzent für die Gestaltung unse-

rer Innenstadt. 

 

Zahlreiche Städte und Gemeinden (z.B. Salzburg, Linz, Traiskirchen, Ried, Nickeldorf, Mödling, 

Braunau, Bad Ischl, Bogot§ u.v.a.) haben in den letzten Jahren ĂRegenbogenzebrastreifenñ mar-

kiert. 

 

Die finanzielle Bedeckung möge im VA 2026 Berücksichtigung finden.     

 

Ferdinand Salzmann 

Anja Kubuschok 

Natalie Hattinger 
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Die Gemeindevertretung möge über diesen Antrag beraten und einen entsprechenden Be-
schluss fassen. 
 
GV Schwaiger: Ich finde den angeführten Zebrastreifen dafür nicht geeignet. Ideal wäre es, 
dies auf einer Gemeindestraße umzusetzen. 
 
GV Kubuschok: Beim Stadtplatz wäre es auch schön. 
 
StR Eder: Ich bin bei diesem Antrag natürlich dafür. 
 
StR Salzmann: Die BH und die Landesstraßenverwaltung müssen ohnehin zustimmen. 
 
Dr. Oberschneider: Ich denke es gibt hier bereits eine negative Stellungnahme der BH zum 
Standort B164. Ich appelliere, dass Anträge nicht mehrmals gestellt werden, wenn sie bereits 
abgelehnt wurden. Unser Standing steigt bei der BH so nicht unbedingt. 
 
StR Salzmann: Diese Stellungnahme der BH beruht aber nicht auf einen politischen Beschluss. 
Ich fände so einen Zebrastreifen sehr wichtig im Sinne der Gleichberechtigung.  
 
StR Salzmann stellt nachfolgenden Abänderungsantrag: Der bestehende Schutzweg auf der 
Gemeindestraße am Stadtplatz nordseitig des Kreisverkehres wird als Regenbogenschutzweg 
markiert. 
 

Die Gemeindevertretung beschließt mehrheitlich, gegen die Stimmen der ÖVP und FPÖ 
sowie gegen die Stimme von GV Eckenfellner (BfS), dass der bestehende Schutzweg auf 
der Gemeindestraße am Stadtplatz nordseitig des Kreisverkehres als Regenbogenschutz-
weg markiert werden soll. 

 
Erledigung: 1.5, Sophia Breitfuß 

 
 

 21 1.5  
Antrag der Grünen: Änderung des Stellenplanes - Stelle für Stadt-
entwicklung und Mobilität 

 
StR Ferdinand Salzmann 
GRÜNE Saalfelden                                                                    Saalfelden, 23.Aug. 2025 
 
 
An die  
Gemeindevertretung 
Saalfelden  
 

Antrag 
 

Im Stellenplan 2026 wird eine Stelle für Stadtentwicklung und Mobilität mit der Bewertung 
b eingeführt. Eine der beiden Stellen Verkehrsangelegenheiten d wird dafür aufgelassen. 

 
  
Begründung: 
 
Der Antrag der GRÜNEN vom 6. Mai 2025 wurde dem Stadtentwicklungsausschuss zugewie-
sen, jedoch in diesem Gremium bereits zweimal vertagt. Zudem ist dieser Antrag inzwischen in 
seiner konkreten Ausrichtung obsolet, da die Pos.Nr. 1-10-6 Wahlen/Projekte/Veranstaltun-
gen/Städtepartnerschaften inzwischen anderweitig verwendet wurde.  
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Die Notwendigkeit der Schaffung einer (Teil-)Stelle für Stadtentwicklung im Sinne von partizipati-
ver Quartiersentwicklung erscheint uneingeschränkt notwendig. Dazu gibt es d.Z. keine defi-
nierte Person, weder im Rathaus, noch beim Stadtmarketing.  
 
Nunmehr erscheint auch im Bereich der Mobilität eine Nachbesetzung oder eine Neuausrichtung 
erforderlich, da der Mobilitätsbeauftragte voraussichtlich im Jahr 2026 in Pension gehen wird. 
 
Stadtentwicklung und Mobilität überschneiden sich inhaltlich in mehrfacher Hinsicht, da Stadt-
entwicklung nicht ohne Berücksichtigung der Erreichbarkeit erfolgen kann. 
Dies betrifft Maßnahmen sowohl für den motorisierten Individualverkehr, den Öffentlichen Ver-
kehr, als auch den Rad- und Fußverkehr. 
 
Ferdinand Salzmann 
Anja Kubuschok 
Natalie Hattinger 
 
Die Gemeindevertretung möge über diesen Antrag beraten und einen entsprechenden Be-
schluss fassen. 
 
StR Salzmann erläutert Sachverhalt. 
 
GV Schwaiger: Eva-Maria soll jetzt erst mal ankommen und in ihre Arbeit hineinwachsen. Der-
zeit finde ich es zu früh. 
 
StR Salzmann: Ich würde ersuchen bei der Gemeindeaufsicht nachzufragen. 
 
StR Salzmann stellt Antrag auf Vertagung. 
 
Dr. Oberschneider: Herr Dutzler hatte ja bis jetzt auch andere Aufgaben, was ist dann mit de-
nen. 
 
StR Salzmann: Ich denke, dass wir für die Aufgaben zukünftig einen b-Posten brauchen, weil 
die Aufgaben umfangreicher sind. 
 

Die Gemeindevertretung lehnt mehrheitlich, gegen die Stimmen der Grünen und gegen 
die Stimmen von StR Göllner, GV Breitfuß und GV Innerhofer (alle BfS) sowie gegen die 
Stimme von GV Prader (SPÖ), den Antrag von StR Salzmann auf Vertagung ab. 
 
Die Gemeindevertretung lehnt mehrheitlich, gegen die Stimmen der Grünen und gegen 
die Stimme von StR Göllner (BfS), den Antrag der Grünen ab. 

 
Erledigung: 1.5, Sophia Breitfuß 
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 22 1.1  
Antrag FPÖ und BFS: Schiedgerichtgutachten zur Hofstellenfest-
stellung Hinterlehen Gut, Bachwinkl 1, 5760 Saalfelden 
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GV Schwaiger: Die FPÖ zieht diesen Antrag zurück. 
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    Aus der Sitzung des Kulturausschusses vom 18.08.2025 

 

 23 1.5  
Katholische Pfarrkirche Saalfelden: Ansuchen um Auszahlung der 
budgetierten Jahres- bzw. Jugendsubvention 2025 

 
Die Katholische Pfarrkirche Saalfelden hat mit Schreiben vom 27.06.2025 um Auszahlung der 
budgetierten Jahres- bzw. Jugendsubvention wie folgt angesucht:  
 
Katholische Pfarrkirche:  ú 5.000,00 
Katholische Jugend:  ú    600,00 
 
Der Verwendungsnachweis liegt dem Ansuchen bei.  
 
Bedeckung wie folgt gegeben: 
Katholische Jugend: HH-Stelle: 1/2590/7570 
Katholische Pfarre: HH-Stelle:  1/3900-7570 
 
Der Kulturausschuss stellt einhellig den Antrag an die Gemeindevertretung, der Katholi-
schen Pfarre die budgetierte Jahressubvention in der Hºhe von ú 5.000,00 auszubezahlen.  
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig, der Katholischen Pfarre die budgetierte Jah-
ressubvention in der Hºhe von ú 5.000,00 auszubezahlen. 

 
Erledigung: 1.5, Sophia Breitfuß 

 
 

 24 1.5  
Eisenbahner Stadtkapelle: Ansuchen um Auszahlung der budgetier-
ten Jahressubvention 2025 

 
Die Eisenbahner Stadtkapelle hat mit Schreiben vom 30.06.2025 (eingelangt am 22.07.2025) 
um Auszahlung der budgetierten Jahressubvention wie folgt angesucht:  
 

Eisenbahner-Stadtkapelle  

- Jahressubvention 6.500 

-Jungmusikerausbildung 6.000 

 
Der Kassa- und Tätigkeitsbericht liegt dem Ansuchen bei.  
 
Bedeckung unter der HH-Stelle: 1/3220/7570 ĂEisenbahner Stadtkapelleñ gegeben.  
 
Der Kulturausschuss stellt einhellig den Antrag an die Gemeindevertretung, der Eisenbah-
ner Stadtkapelle folgende Subvention auszubezahlen:  
Jahressubvention:  ú 6.500,00 
Jugendsubvention: ú 6.000,00 
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig der Eisenbahner Stadtkapelle folgende Sub-
vention auszubezahlen:  
Jahressubvention:  ú 6.500,00 
Jugendsubvention: ú 6.000,00 

 
Erledigung: 1.5, Sophia Breitfuß 
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    Aus der Sitzung des Sportausschusses vom 25.08.2025 

 

 25 1.5  
TVB Saalfelden: Ansuchen um Erlass der WH Rechnung Nr. 05096 
(Diverse Arbeiten für BIKE Weltcup WHOOP UCI) 

 
Der TVB Saalfelden hat mit Schreiben vom 17.07.2025 (eingelangt am 18.07.2025) um Erlass 
der WH Rechnung Nr. 05096 in der Hºhe von ú 10.890,39 angesucht.  
 
 
Bedeckung unter der HH-Stelle: 1/2690/7570 ĂWH Leistungen Veranstaltungen TVB/SALEñ und 
ĂWH Leistungen div. Sportvereineñ gegeben. 
 
Der Sportausschuss stellt einstimmig den Antrag an die Gemeindevertretung, den Touris-
musverband Saalfelden bei der Begleichung der WH-Rechnung Nr. 05096 mit einem finan-
ziellen Beitrag in Hºhe von ú 7.319,40 zu unterst¿tzen. 
 
Der verbleibende Restbetrag ist vom Tourismusverband Saalfelden zu übernehmen. 
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig, den Tourismusverband Saalfelden bei der 
Begleichung der WH-Rechnung Nr. 05096 mit einem finanziellen Betrag in Hºhe von ú 
7.319,40 zu unterstützen. 
Der verbleibende Restbetrag ist vom Tourismusverband Saalfelden zu übernehmen. 

 
Erledigung: 1.5, Sophia Breitfuß 

 
 

 26 1.5  
Schigymnasium Saalfelden: Ansuchen um Auszahlung der budge-
tierten Jahressubvention 2025 

 
Das Schigymnasium Saalfelden hat mit Schreiben vom 26.05.2025 (eingelangt am 02.06.2025) 
um Auszahlung der bereits budgetierten Jahressubvention in der Hºhe von ú 20.000,00 ange-
sucht.  
 
Der Kassa- und Tätigkeitsbericht liegt dem Ansuchen bei.  
 
Bedeckung unter der HH-Stelle: 1/2690/7570 ĂHIB Schigymnasiumñ gegeben.  
 
Der Sportausschuss stellt einhellig den Antrag an die Gemeindevertretung, dem Schigym-
nasium Saalfelden die budgetierte Jahressubvention in der Hºhe von ú 20.000,00 auszube-
zahlen.  
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig dem Schigymnasium Saalfelden die budge-
tierte Jahressubvention in der Hºhe von ú 20.000,00 auszubezahlen.  

 
Erledigung: 1.5, Sophia Breitfuß 

 
 

 27 1.5  
1. Saalfeldner Sportklub: Ansuchen um Auszahlung der bereits 
budgetierten Jahressubvention 2025 

 
Der 1. Saalfeldner Sportklub hat mit Schreiben vom 31.07.2025 um Auszahlung der bereits 
budgetierten Jahressubvention wie folgt angesucht:  
 
Jahressubvention:  ú   1.500,00 
Betriebskostenzuschuss: ú 14.886,00 
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Der Kassa- und Tätigkeitsbericht liegt dem Ansuchen bei. 
 
Bedeckung unter der HH-Stelle: 1/2690/7570 gegeben. 

1. SAALFELDNER SPORTKLUB 14.500 

Jahresförderung   1.500 

Betriebskostenzuschuss 13.000 

 
 
Der Sportausschuss stellt einhellig den Antrag an die Gemeindevertretung, dem 1. Saal-
feldner Sportklub den budgetierten Betriebskostenzuschuss in der Hºhe von ú 13.000,00 
auszubezahlen.  
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig dem 1. Saalfeldner Sportklub den budgetier-
ten Betriebskostenzuschuss in der Hºhe von ú 13.000,00 auszubezahlen.  

 
Erledigung: 1.5, Sophia Breitfuß 

 
 

 28 1.5  
Schiklub Saalfelden: Ansuchen um Auszahlung der bereits budge-
tierten Jahressubvention 2025 

 
Der Schiklub Saalfelden hat mit Schreiben vom 01.08.2025 (eingelangt am 07.08.2025) um Aus-
zahlung der bereits budgetierten Jahressubvention in der Hºhe von ú 13.500,00 angesucht.  
 
Der Kassa- und Tätigkeitsbericht liegt dem Ansuchen bei. 
 
Bedeckung unter der HH-Stelle: 1/2690/7570 ĂSchiklub Saalfeldenñ gegeben: 
 

SCHIKLUB SAALFELDEN 15.000 

Jahresförderung 7.800 

Jugendförderung  3.500 

Schulschitage 1.500 

Fahrtkosten Skibus NMS Saalfelden Stadt  700 

Sondersubvention Austria Cup Finale - SPA 10.03.2025 1.500 

 
Der Sportausschuss stellt einhellig den Antrag an die Gemeindevertretung, dem Schiklub 
Saalfelden folgende Subvention auszubezahlen:  

Jahresförderung 7.800 

Jugendförderung  3.500 

Schulschitage 1.500 

Fahrtkosten Skibus NMS Saalfelden Stadt  700 

 
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig dem Schiklub Saalfelden folgende Subven-
tion auszubezahlen:  

Jahresförderung 7.800 

Jugendförderung  3.500 

Schulschitage 1.500 

Fahrtkosten Skibus NMS Saalfelden Stadt  700 
 

 
Erledigung: 1.5, Sophia Breitfuß 
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    Aus der Sitzung des Umweltausschusses vom 02.09.2025 

 

 29 3.9 060-900/5-2018 
SIR - Salzburger Institut für Raumordnung und Wohnen - Auszah-
lung e5-Programmbeitrag 2025 

 
Das Salzburger Institut für Raumordnung und Wohnen, Schillerstraße 25, 5020 Salzburg, er-
sucht mit Schreiben vom 12.06.2025, um Auszahlung des e5-Programmbeitrages für das Jahr 
2025. 
 
Die finanzielle Bedeckung ist im Jahresvoranschlag 2025 unter den Haushaltsstellen 1/520000-
726000 und 1/520000-729000 gegeben. 
 
Das Ansuchen befindet sich im Anhang (System) unter Dokumente. 
 
Der Ausschuss für Umwelt, Klima und Energie stellt einhellig an die Gemeindevertretung 
den Antrag, der Auszahlung des e5-Programmbeitrages, für das Jahr 2025, für das Salz-
burger Institut f¿r Raumordnung und Wohnen, in der Hºhe von 5.607,00 ú, stattzugeben. 
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig, der Auszahlung des e5-Programmbeitrages, 
für das Jahr 2025, für das Salzburger Institut für Raumordnung und Wohnen, in der Höhe 
von 5.607,00 ú, stattzugeben. 

 
Erledigung: 3.9, Birgit Göllner 

 
 

 30 1.7 742-000 Auszahlung des Dienstleistungsbeitrages zur Landschaftserhaltung 

 
Der Dienstleistungsbeitrag zur Landschaftserhaltung (Mähflächenprämie) ist jährlich als Abgel-
tung für die durchgeführte Landschaftspflege vorgesehen. 
Die Anträge werden von den LandwirtInnen im Zuge der AMA-Beantragung bei der Bezirksbau-
ernkammer ausgefüllt und der Stadtgemeinde gesammelt übermittelt (197 Ansuchen). In diesem 
Jahr konnten von der Bezirksbauernkammer erstmalig die Daten aller bewirtschafteten Flächen, 
auch von Landwirten benachbarter Gemeinden, die in Saalfelden Mähflächen bewirtschaften, zur 
Verfügung gestellt werden. Die Förderung gliedert sich in vier Flächenkategorien, welche sich 
nach der Hangneigung der Mähflächen richten (GV-Beschluss vom 23.03.2009). Ergänzend 
wurde am 26.06.2017 in der Gemeindevertretung beschlossen, dass zumindest eine ÖPUL-För-
derung (ÖPUL = Österreichisches Programm zur Förderung einer umweltgerechten, extensiven 
und den natürlichen Lebensraum schützenden Landwirtschaft, zB Biologische Wirtschaftsweise 
oder umweltgerechte und biodiversitätsfördernde Bewirtschaftung) Voraussetzung für die Bean-
tragung des Dienstleistungsbeitrages ist. Mit dem Budgetbeschluss für 2022 wurden die Hektars-
ätze um 20 % erhöht. 
 

 Hangneigung Hektarsatz Flächen Betrag 

Mähfläche 1 bis 25 % 7,00 ú 2.121,7511 ha 14.852,26 ú 

Mähfläche 2 bis 35 % 51,47 ú 112,7088 ha 5.801,12 ú 

Mähfläche 3 bis 50 % 102,80 ú 52,5044 ha 5.397,45 ú 

Mähfläche 4 über 50 % 154,26 ú 11,9588 ha 1.844,77 ú 

Summen    27.895,60 ú 

 
 
Die finanzielle Bedeckung ist im Jahresvoranschlag 2025 unter der HH-Stelle 1/742/768 gege-
ben. 
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Der Ausschuss für Umwelt, Klima und Energie stellt einhellig an die Gemeindevertretung 
den Antrag, der Auszahlung des Dienstleistungsbeitrages zur Landschaftserhaltung, in der 
Hºhe von 27.895,60 ú, stattzugeben. 
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig der Auszahlung des Dienstleistungsbeitrages 
zur Landschaftserhaltung, in der Hºhe von 27.895,60 ú, stattzugeben. 

 
Erledigung: 1.7, Thomas Mitteregger 

 
 

    
Aus der Sitzung des Wohnungs- und Sozialausschusses vom 
27.08.2025 

 

 31 3.4 D/14050/2025 
Österr. Wasserrettung, Ortsstelle Saalfelden - Ansuchen um Aus-
zahlung der budgetierten Subvention für 2025 

 
Die österr. Wasserrettung, Ortsstelle Saalfelden legt ihren Tätigkeits- und Kassabericht vor und 
ersucht um Auszahlung der budgetierten Subvention f¿r 2025 in der Hºhe von ú 5.000,--. 
 
Bedeckung: Rettungs- u. Warndienste, HHSt. 1/5300 ï 7570  ú  5.000,-- 
 
Beilagen: Kassabericht, Tätigkeitsbericht 
 
Der Ausschuss für Soziales, Generationen und Wohnen beschließt einhellig, an die GV den 
Antrag zu stellen, sie möge dem Ansuchen der Österr. Wasserrettung, Ortsstelle Saalfelden 
um Auszahlung der budgetierten Subvention in der Hºhe von ú 5.000,-- die 
Zustimmung erteilen.  
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig der Österr. Wasserrettung, Ortsstelle Saalfel-
den die Auszahlung der budgetierten Subvention in der Hºhe von ú 5.000,-- zu gewähren. 

 
Erledigung: 3.4, Andrea Messner 

 
 

 32 3.4 D/17323/2025 
Österr. Kinderfreunde - Ansuchen um die quartalsmäßige Auszah-
lung der budgetierten Subvention 

 
Die österr. Kinderfreunde, Ortsgruppe Saalfelden legen ihren Quartalsbericht von April ï Juni 
vor und ersuchen um Auszahlung in der Hºhe von ú 36.250,--. 
 
Bedeckung: Kinder- u. Jugendzentrum HHSt. 1/2591-7570  ú 145.000,-- 
 
Beilagen: Quartalsbericht 2. Quartal 2025 
 
Der Ausschuss für Soziales, Generationen und Wohnen beschließt einhellig, an die GV den 
Antrag zu stellen, sie möge dem Ansuchen der österr. Kinderfreunde, Ortsgruppe Saalfel-
den, um quartalsmäßige Auszahlung der budgetierten Subvention in der Höhe von  
ú 36.250,-- die Zustimmung erteilen.  
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig, dem Ansuchen der österr. Kinderfreunde, 
Ortsgruppe Saalfelden, um quartalsmäßige Auszahlung der budgetierten Subvention in der 
Hºhe von ú 36.250,-- die Zustimmung zu erteilen. 

 
Erledigung: 3.4, Andrea Messner 
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    Aus der Sitzung des Mobilitätsausschusses vom 12.06.2025 

 

 33 1.4  
LKW-Fahrverbot (ausgen. Ziel- und Quellverkehr) Otto-Gruber-
Straße - Güterstraße 

 
In der Mobilitätsausschusssitzung im Juni 2024 wurde folgender Beschluss gefasst: 
 
Der Mobilitätsausschuss beschließt mehrheitlich, gegen die Stimme von GV Schwaiger (FPÖ), 
den Antrag von StR Salzmann, die Stadtgemeinde stellt auf Grundlage des vorliegenden Gu-
tachtens vom 31.5.2024 an die BH Zell am See das Ansuchen ein LKW-Fahrverbot für mehr als 
7,5 t (ausgenommen Ziel und Quellverkehr) auf der Verbindungsstraße B164 ï Dorfheimer-
brücke ï Güterstraße ï Otto-Gruber-Straße ï B311, zu verordnen. 
 
Seitens der BH Zell am See wurde diesbezüglich grünes Licht für eine dementsprechende Ver-
ordnung zugesagt. Somit obliegt es der Stadtgemeinde Saalfelden als Straßenerhalter einen 
diesbezüglichen Gemeindevertretungsschluss herbeizuführen. 
 
Der Mobilitätsausschuss stellt mehrheitlich, gegen die Stimme von GV Schwaiger (FPÖ) 
an die Gemeindevertretung den Antrag, an die BH Zell am See wird auf Grundlage des 
Gutachtens vom 31.5.2024 das Ansuchen gestellt, ein LKW-Fahrverbot für mehr als 7,5 t 
(ausgenommen Ziel- und Quellverkehr) auf der Verbindungsstraße B164 ï Dorfheimerbrü-
cke ï Güterstraße ï Otto-Gruber-Straße ï B311, zu verordnen. 
 

Die Gemeindevertretung beschließt mehrheitlich, gegen die Stimmen der FPÖ, an die BH 
Zell am See wird auf Grundlage des Gutachtens vom 31.5.2024 das Ansuchen gestellt, ein 
LKW-Fahrverbot für mehr als 7,5 t (ausgenommen Ziel- und Quellverkehr) auf der Verbin-
dungsstraße B164 ï Dorfheimerbrücke ï Güterstraße ï Otto-Gruber-Straße ï B311, zu ver-
ordnen. 

 
Erledigung: 1.4, Doris Jirausek 

 
 

    
Aus der Sitzung des Bau - und Raumordnungsausschusses 
vom 10.09.2025 

 

 34 2.4  
Claudia Möschl, Dorfheimerstraße ï Freigabe eines Aufschlie-
ßungsgebietes - Beschlussfassung 

 
Ansuchen Claudia Möschl, Dorfheimerstraße 17, 5760 Saalfelden, um Freigabe eines Aufschlie-
ßungsgebietes für die GN. 561/2, 559/1 und Bfl. 45, alle KG. Lichtenberg. 
 
Die betreffende Grundstücksfläche befindet sich im Bereich der Dorfheimerstraße und grenzt di-
rekt nördlich an den Urslaubach an.  
Die Liegenschaft ist bereits mit zwei Gebäuden bebaut und sollen nun vollständig abgebrochen 
werden. 
 
Es ist geplant auf dem ca. 1.634 m² großen Liegenschaft ein Wohnhaus mit vier Wohneinheiten, 
zwei Reihenhäuser (Maisonettwohnungen) und ein, an die Reihenhäuser angebautes, Einfamili-
enwohnhaus gänzlich neu zu errichten. 
 
Im derzeit rechtsgültigen Flächenwidmungsplan sind die betroffenen Grundstücksflächen groß-
teils als Bauland der Kategorie Ăerweiterte Wohngebiete/AufschlieÇungsgebiet (Naturgefahren) 
ausgewiesen. Die Restflªche (entlang des Urslaubaches) ist als ĂGLG ï Grünland Ländliche Ge-
bieteñ gewidmet. 
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Auszug aus dem Flächenwidmungsplan: 
 

 
 
Es wurden zwischenzeitlich in den letzten Jahren große und viele Verbauungsmaßnahmen ent-
lang der Urslau im Gemeindegebiet von Saalfelden und Maria Alm durchgeführt. Erst kürzlich 
wurde die Dorfheimerbrücke abgebrochen und weiter bachwärts mit einem entsprechenden Quer-
schnitt neu errichtet. 
Aufgrund dieser Maßnahmen wurde auch der Gefahrenzonenplan überarbeitet und haben sich 
die Gefahrenbereiche entlang der Urslau geändert. Der überarbeitete Gefahrenzonenplan wurde 
noch nicht verordnet. Die zuständigen Sachverständigen der Gebietsbauleitung Pinzgau können 
jedoch den überarbeiteten Gefahrenzonenplan für ihre Beurteilungen heranziehen.  
 

* * * * * * 
 
Im Hinblick auf den Gefährdungsbereich der Urslau und der Widmung als Aufschließungsgebiet 
(Naturgefahren) liegt der Stadtgemeinde Saalfelden eine Stellungnahme der WLV vor. 
 
ĂGrundlage für die Stellungnahme sind der Einreichplan des Büros Hausplan GmbH, vom 
25.06.2025, sowie der kommissionell überprüfte Gefahrenzonenplan Saalfelden und die heutige 
örtliche Erhebung. 

Die CH Immobilien GmbH hat bei der Stadtgemeinde Saalfelden um die Baubewilligung für die 
Errichtung von 3 Reihenhäusern und einem Wohnhaus auf GN .45, 561/2 und 559/1, alle KG 
Lichtenberg, angesucht. Es ist vorgesehen, dass an Stelle der derzeitigen Wohnhäuser die oben 
beschriebene Anlage errichtet wird. Diese soll jeweils mit Stahlbetonkellern ausgeführt werden; 
Beim Reihenhaus ist an der Westseite ein außenliegender Kellerabgang vorgesehen. Die EG-
FOK des Reihenhauses wird mit 730,50 müA angegeben und liegt damit um mehr am 50 cm 
gegenüber dem südseitigen Weg. Die EG-FOK des Wohnhauses im Osten ist 50 cm höher ange-
setzt.  

Lt. dem Gefahrenzonenplan liegt das Bauvorhaben nun zur Gänze in der gelben Gefahrenzone 
der ĂUrslauñ. Diese entwªssert ein 119kmĮ groÇes Einzugsgebiet, aus dem bei einem 150-
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jährlichen Bemessungsereignis mit einer Abflussspitze von 185 m³/s und erheblichen Wildholz- 
und Geschiebefrachten zu rechnen ist. Die Urslau gilt als stark geschiebeführend. Durch die Ver-
legung der Dorfheimerbrücke hat sich eine wesentliche Entspannung der Hochwassergefährdung 
ergeben und wurde das Bauvorhaben erst dadurch möglich.  

Die Restgefährdung ergibt sich dadurch, dass im Katastrophenfall eine Überlastung des deutlich 
vergrößerten Abflussquerschnittes nicht gänzlich ausgeschlossen werden kann. Außerdem kann 
es nach Verklausungen an Engstellen im Oberlauf zu stark geschiebebelasteten Abflüssen ent-
lang der Tiefenlinien sowie zu lokalen Erosionen kommen.  

Am Bauvorhaben ist grundsätzlich schutztechnisch günstig, dass die EG-FOKs der Gebäude je-
weils mind. 50 cm über die ost- und südseitigen Wege herausgehoben wurde. Kritisch ist der mit 
dem Gelände bündige Kellerabgang an der Westseite. 

Aus Sicht der WLV wird vorgeschlagen, dass folgende Auflagen in den Bescheid aufgenommen 
werden: 
 

1. Die westseitige Kellerstiege ist über eine Differenztreppe zu führen, deren Oberkante 
mind. 50 cm über dem außenliegenden Gelände liegt. 

2. Sämtliche Fundamente (auch jene der Garagen und Carports) sind mind. 1,2 m tief zu 
gründen. 

3. Der durch die zusätzliche Versiegelung entstehende Oberflächenabfluss ist durch geeig-
nete Retensionsmaßnahmen zu kompensieren. 

 
Abschließend wird darauf hingewiesen, dass trotz der vorgeschlagenen Auflagen im Katastro-
phenfall Schäden am Bauvorhaben und am Grundstück nicht zur Gänze ausgeschlossen werden 
können. 
 
Für die Wildbach- und Lawinenverbauung: 
DI Reinhard Ribitschñ 
 

* * * * * * 
 
Die Aufschließungserfordernisse sind gegeben durch: 
 
Die verkehrsmäßige Aufschließung der Liegenschaft erfolgt über die öffentliche Verkehrsfläche 
GN 1175/1, KG 57116, welche sich im Eigentum der Stadtgemeinde Saalfelden befindet. 
 
Die Wasserversorgung erfolgt durch Anschluss an die Ortswasserleitung. Die Bestätigung des 
Wasserwerkes der Stadtgemeinde Saalfelden vom 24.07.2025 liegt vor und wurde zum Akt ge-
geben. 
 
Die Abwasserentsorgung erfolgt durch den Anschluss an den Schmutzwasserkanal der Stadt-
gemeinde Saalfelden. Die Bestätigung der Bauverwaltung vom 21.07.2025 über die technische 
Möglichkeit eines Anschlusses liegt vor und wurde zum Akt gegeben. 
Die Oberflächenwässer werden auf eigenem Grund versickert. (Berechnungsregen 380 l /s /ha 
auf eine Dauer von 30 min.) 
 
Die Energieversorgung erfolgt durch Anschluss an das Ortsnetz der Salzburg Netz GmbH. Die 
Bestätigung der Anschlussmöglichkeit vom 28.07.2025 liegt vor und wurde zum Akt gegeben. 
 

* * * * * 
 
 
Für eine Freigabe eines Aufschließungsgebietes ist grundsätzlich gem. § 67 Abs. 2 ROG die Auf-
stellung eines Bebauungsplans erforderlich. Da es sich in der vorliegenden Angelegenheit um 
bereits bebaute Grundstücksflächen handelt ist gem. § 50 ROG die Aufstellung eines Bebauungs-
planes nicht erforderlich. Das Verfahren (Freigabe) könnte rascher abgewickelt werden. 
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Der Bau- und Raumordnungsausschuss möge über die Anregung von Möschl Claudia hin-
sichtlich der Freigabe vom Aufschließungsgebiet (Naturgefahren) für die GN. 561/2, 559/1 
und Bfl. 45, alle KG. Lichtenberg, im Vorbegutachtungsverfahren beraten und einen ent-
sprechenden Antrag an die Gemeindevertretung stellen. 
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig die Anregung von Möschl Claudia hinsichtlich 
der Freigabe vom Aufschließungsgebiet (Naturgefahren) für die GN. 561/2, 559/1 und Bfl. 
45, alle KG. Lichtenberg. 

 
Erledigung: 2.4, Magg Stefan 

 
 

 35   Allfälliges 

 
StR Salzmann spricht das Graffitiprojekt bei der Mobilitätszentrale an und fügt hinzu, dass die 
Radabstellanlagen installiert wurden. Er möchte wissen, wann mit der Wandgestaltung gestartet 
wird. 
 
Bgm Rohrmoser: Derzeit wurde in dieser Richtung noch nichts gemacht. 
 
StR Salzmann: Ich erwarte, dass der notwendige Betrag nächstes Jahr ins Budget kommt und 
das etwas umgesetzt wird. Es wurde ja in einer Wortmeldung auch versprochen. 
 
StR Salzmann: Das Mobilitätsfest im Rahmen 25 Jahre Stadt Saalfelden findet am 20.9.2025 
statt, zu dem ich euch alle herzlich einlade. Der Folder wurde offensichtlich von der Post nicht 
richtig verteilt. Das ist ärgerlich, denn es handelt sich hierbei um eine amtliche Mitteilung. 
 
Bgm Rohrmoser: Beim Hoffest am Wochenende wäre es auch wichtig, dass wir zahlreich mit 
dabei sind. 
 
GV Innerhofer: Ich möchte ansprechen, dass wir auf unseren gegenseitigen Respekt nicht ver-
gessen sollten. Ich finde es unprofessionell, wenn die gegenseitige Gesprächsbereitschaft sinkt. 
Wir sollten uns mit Respekt begegnen, denn das entscheidet wie konstruktiv wir hier zusammen-
arbeiten können. Wenn wir das nicht können, dann gibt es nur einen Verlierer, und der heißt 
Saalfelden. 
 
Dr. Oberschneider: Das gleiche würde ich mir für die Bediensteten der Verwaltung wünschen. 
 
Bgm Rohrmoser: Dem möchte ich hinzufügen, dass die ganzen Postings auf Social Media et-
was auslösen. Man hat das Ganze nicht mehr in der Hand. Ich ersuche euch alle hier ein biss-
chen zurückzuschalten. 
 

 
 
Bgm Rohrmoser übergibt den Vorsitz an Vizebgm Haslinger und verlässt für TOP 36 den 
Sitzungssaal. 
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N I C H T  Ö F F E N T L I C H E R  T E I L  
 

    Anträge und Berichte 

 

 36 1.1  

Berufung gegen Baubewilligung für den Neubau eines Wohnhauses 
mit vier Wohneinheiten auf Grundstück Nr. 217/14, KG Farmach (EZ 
287) 

 
 
 Datum:       
 Zahl:       
 Sachbearbeiter: Dr. Rudolf Oberschneider  
 T +43 6582 797-43 
 oberschneider@saalfelden.at 
 

Betreff: Berufung 
 
 
Berufungswerber:  
 1. Waltraud Hammer 
  Kapsstraße 6/1, 5760 Saalfelden 
  2. Mag. Wolfgang Hammer 
  Westridge 6/1, 5760 Saalfelden 
  
alle vertreten durch Huber Rechtsanwälte GmbH,  
 Schwarzstraße 21, 5020 Salzburg 
 
 
 
Konsenswerber: 
 1. Eva-Maria Pichler,  
  Pflegergasse 10/5, 5760 Saalfelden am Steinernen Meer  
 
 2. Knauseder Immobilien GmbH, 

 Hochkönigstraße 1e, 5760 Saalfelden 
  
 
 
wegen: Baubewilligung für den Neubau eines Wohnhauses mit vier Wohneinheiten auf Grund-
stück Nr. 217/14, KG Farmach (EZ 287). 
 
 

BESCHEID 
 
 
SPRUCH 
 
Die Berufung von  
 1. Waltraud Hammer 
  Kapsstraße 6/1, 5760 Saalfelden 
  2. Mag. Wolfgang Hammer 
  Westridge 6/1, 5760 Saalfelden 
  
  
 
alle vertreten durch Huber Rechtsanwälte GmbH,  
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 Schwarzstraße 21, 5020 Salzburg 
gegen den Bescheid vom 25.06.2025 (Zl 131-900/6417-2025) über die Erteilung der Baubewilli-
gung für den Neubau eines Wohnhauses mit vier Wohneinheiten auf Grundstück Nr. 217/14, KG 
Farmach (EZ 287) wird als  
 
 unbegründet abgewiesen. 
 
Begründung: 
 
Mit Ansuchen um Baubewilligung vom 17.025.2025, suchten die Konsenswerber, Eva-Maria Pich-
ler, Pflegergasse 10/5, 5760 Saalfelden am Steinernen Meer und die Knauseder Immobilien 
GmbH, Hochkönigstraße 1e, 5760 Saalfelden, um Erteilung der Baubewilligung für den Neubau 
eines Wohnhauses mit vier Wohneinheiten auf Grundstück Nr. 217/14, KG Farmach (EZ 287) an.  
 
Der Bürgermeister der Stadtgemeinde Saalfelden hat mit Bescheid vom 25.06.2025, Zl 131-
900/6417-2025 nach Durchführung des Ermittlungsverfahrens die Baubewilligung erteilt. Gegen 
diesen Bescheid richtet sich die von den Berufungswerbern, allesamt vertreten durch Huber 
Rechtsanwälte GmbH, Schwarzstraße 21, 5020 Salzburg, fristgerecht eingebrachte Berufung. 
 
Zusammengefasst bringen die Berufungswerber mit Berufungsschrift vom 16.07.2025 vor, dass 
die Berufungswerber rechtzeitig Einwendungen erhoben hätten und dabei die Verletzung von sub-
jektiv ï öffentlichen Rechten vorgebracht hätten. Sie hätten ausgeführt, dass die Höhenbemaßung 
der Traufhöhen in der Nord/Süd Ansicht falsch wäre. Damit hätten die Berufungswerber ihre Par-
teistellung gewahrt, da bei nicht rechtskundig vertretenen Parteien das Vorbringen nach seinem 
Sinn zu beurteilen sei. 
 
Weiters bringen die Berufungswerber vor, dass das obige Vorbringen so zu verstehen sei, dass 
die gesetzlichen Nachbarschaftsabstände durch das Projekt unterschritten werden würden. Die 
Behörde habe das Urgelände zu hoch angenommen, wodurch sich ein zu geringer Mindestab-
stand ergeben würde. Auf der der Berufungswerber zugewandten Seite würde der gesetzlich er-
forderliche Mindestabstand (vor allem im Bereich Punkt 2 des Lageplans) im Ausmaß von 5,25m 
nur um 0,5 cm überschritten. Nachdem davon auszugehen sei, dass in diesem Bereich das Urge-
lände etwas niedriger als angegeben gelegen sei, wäre der Mindestabstand bereits unterschritten. 
Die zu Grunde liegende Bauplatzerklärung würde auf zwei Lage- und Höhenpläne verweisen, aus 
denen jedoch keine Angaben zum Urgelände im gegenständlichen Bereich hervorgehen. Ausge-
rechnet an jener Stelle, an der der Mindestabstand um nur 0,5 cm überschritten wird, würde die 
Bauplatzerklärung keine Höhenangabe festlegen. Das Urgelände in diesem Bereich würde jedoch 
tatsächlich tiefer liegen. 
 
Schlussendlich habe es die belangte Behörde verabsäumt Feststellungen darüber zu treffen, wie 
sich das Ăgewachsene Gelªndeñ das f¿r die Berechnung der gesetzlichen Mindestabstªnde her-
anzuziehen ist, zum Stichtag 01.01.1969 dargeboten hat. Aus dem Antrag beiliegenden Lage- 
und Höhenplan wäre diese Feststellung nicht abzuleiten.  
 
Aus diesen Gründen wird seitens der Berufungswerber beantragt, den Antrag auf Baubewilligung 
abzuweisen und in eventu den bekämpften Bescheid aufzuheben und zur neuerlichen Entschei-
dung an die erste Instanz zurückzuverweisen. 
 
 
Hinsichtlich der Berufung führten die Konsenswerber mit Schreiben vom 31.01.2025 zusammen-
gefasst aus, dass die Berufung unzulässig sei. Die gegenständlichen Höhenangaben im einge-
reichten Lage- und Höhenplan seien durch ein befugtes Vermessungsbüro und sohin durch ein 
Fachunternehmen erstellt. Das Urgelände wäre am 22.07.2025 an den abstandsrelevanten Punk-
ten exakt vermessen worden, wobei sich aus der Vermessung ergeben habe, dass das Urgelände 
in diesem Bereich sogar höher als im ursprünglichen Einreichplan gelegen wäre. Die Differenz 
würde ca. 15 cm betragen, sodass der Mindestabstand definitiv eingehalten worden sei. Der 
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bautechnische Sachverständige wäre im Verfahren ebenfalls zum Schluss gekommen, dass das 
Bauvorhaben den gesetzlichen Anforderungen entsprechen würde. 
 
Seitens der Konsenswerber wird aus diesen Gründen beantragt die Berufung als unzulässig zu-
rückzuweisen, in eventu als unbegründet abzuweisen und den Baubescheid vollinhaltlich zu be-
stätigen. 
 
 
Die Behörde hat hierzu erwogen: 
 
 
Zu den einzelnen Berufungspunkten: 
 
1. Falsche planliche Darstellung 
 
Die Berufungswerber führen aus, dass die in den Planunterlagen dargestellten Höhenbemaßun-
gen der Traufhöhen in den Ansichten Nord und Süd fehlerhaft seien. Konkret wird beanstandet, 
dass das maßgebliche Urgelände von der Baubehörde zu hoch angesetzt wurde, was zu einem 
unzutreffenden, nämlich zu geringen Mindestabstand zum angrenzenden Grundstück führe. Dar-
über hinaus wird vorgebracht, dass insbesondere im Bereich des Punktes 2 im Lageplan davon 
auszugehen sei, dass das ursprüngliche Gelände (Urgelände) tatsächlich etwas niedriger gelegen 
wäre, sodass bei einer zutreffenden Beurteilung eine Unterschreitung der abstandsrechtlichen 
Mindestabstände vorläge. Dies hätte zur Folge, dass ein subjektiv-öffentliches Nachbarrecht ver-
letzt würde. Nach Ansicht der Berufungswerber habe die Behörde es versäumt, das maßgebliche 
Urgelände ï also jenes gewachsene Gelände, wie es sich am 01.01.1969 dargestellt hatte ï hin-
reichend zu ermitteln und zu dokumentieren. Des Weiteren sei die Behörde auf etwaige Gelände-
veränderungen bis zum heutigen Zeitpunkt nicht eingegangen. Aus diesen Gründen sei der an-
gefochtene Baubewilligungsbescheid, in Verbindung mit der Bauplatzerklärung, als mangelhaft zu 
qualifizieren. 
 
Zunächst ist festzuhalten, dass der im Baubescheid beanstandete Einwendungspunkt C) 3. a. 
wºrtlich wie folgt lautet: ĂDie planliche Darstellung sei fehlerhaft, da folgende Punkte unklar seien: 
a. Falsche Höhenbemaßung der Traufhöhen in den Nord-/Süd-Ansichten.ñ Diese Einwendung 
wurde eingehend und inhaltlich nachvollziehbar geprüft. Im Rahmen dieser Prüfung erfolgte ein 
Abgleich der betreffenden Planansicht mit den übrigen Ansichten (West und Ost). Dabei konnten 
keine Unstimmigkeiten festgestellt werden. Die Höhenbemaßungen der Traufhöhen wurden in 
sämtlichen Ansichten übereinstimmend und korrekt dargestellt. Aus dem Einwendungspunkt 
ergibt sich zudem keinerlei Hinweis auf ein abweichend dargestelltes oder fehlerhaft zugrunde 
gelegtes Urgelände. Dies ergibt sich auch daraus, dass sich die beanstandete Formulierung aus-
schließlich auf eine Überprüfung der konkreten planlichen Darstellungen bezieht und somit keine 
weitere Beeinspruchung des zugrundeliegenden Urgeländes erkennen lässt. 
 
2. Zugrundelegung falsches Urgelände  
 
Selbst wenn man nun das Vorbringen der Berufungswerber, als Einwendungen gegen die Rich-
tigkeit des Urgeländes und der damit verbundenen Einhaltung der gesetzlichen Mindestabstände 
qualifiziert, ist für die Berufungswerber ebenfalls nichts gewonnen:  
 
Vorausschickend ist auszuführen, dass die Berufungswerber in ihrer Berufung (vgl. Pkt. 2.4.) le-
diglich die Vermutung äußern, dass das Urgelände zu hoch angenommen worden wäre: 
 

ĂWenn ééé das Urgelªnde é..etwas niedriger als die angegebenen 755,5 m über NN 
liegt, dann wäre der Mindestabstand bereits unterschritten.ñ 

 
Im Ergebnis bedeutet das, dass die Berufungswerber selbst ï nun anwaltlich vertreten ï kein 
konkretes Vorbringen betreffend das Vorliegen einer bestehenden Unterschreitung der Mindest-
abstände erstatten, sondern den Umstand einer Unterschreitung des Mindestabstandes lediglich 
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auf Grund des geringen ĂPuffersñ zur errechneten Grenze f¿r den gesetzlichen Mindestabstand 
als möglich erachten. Allein aus einer potenziellen Verletzung eines subjektiv öffentlichen Nach-
barrechtes ist dieser Umstand noch nicht eingetreten. Grundsätzlich muss dem Parteivorbringen 
zweifelsfrei entnommen werden können, dass die Verletzung eines subjektiven Rechtes behaup-
tet wird (VwGH 95/5/0188). Wenn nun die Berufungswerber selbst zweifeln, ob nun der gesetzli-
che Mindestabstand eingehalten wird, oder nicht, so wird der Verstoß eines subjektiven Rechtes 
gerade nicht zweifelsfrei vorgebracht.  
 
Betrachtet man nun trotzdem die Entwicklung des Urgeländes auf der gegenständlichen Liegen-
schaft, lässt sich folgendes festhalten: 
 
Die Liegenschaft GN 217/14, KG 57106 Farmach, wurde mehrfach vermessungstechnisch er-
fasst, erstmals im Zuge der Parzellierung des ursprünglichen Grundstücks am 01.09.1969, in wei-
terer Folge am 28.05.1985, weiters am 13.07.2009 sowie letztmalig am 14.02.2025 als Vorberei-
tung für das gegenständliche baurechtliche Bewilligungsverfahren. Die Vermessung von 1969, 
unter der Geschäftszahl 140/69, wurde von Dipl.-Ing. Dr. Paula Embacher, Ingenieurkonsulentin 
für Vermessungswesen, Schulgasse 155, 5760 Saalfelden, durchgeführt. Die Aufnahme von 
1985, unter der Geschäftszahl 75/85, erstellte Geometer Dipl.-Ing. Volker Fleckl, Loferer Bundes-
straße 7, 5760 Saalfelden, die Lage- und Höhenaufnahmen der Jahre 2009 und 2025, unter den 
Geschäftszahlen 12004/09 bzw. 12004/25, wurden von der Hochmaier & Partner Ziviltechniker 
GmbH, Ingenieurkonsulenten für Vermessungswesen, Salzachtal-Bundesstraße 13, 5700 Zell am 
See, aufgenommen. 
 
Im Rahmen der Beurteilung der Liegenschaft GN 217/14, KG 57106 Farmach, ergibt sich aus der 
Analyse dieser historischen Vermessungsunterlagen, insbesondere der Vermessungsaufnahmen 
aus den Jahren 1969 und 1985, sowie der heutigen Gegebenheiten (Stand: 2009 bzw. 2025) 
folgendes Bild: 
 
Bereits im Jahr 1969 wies die Parzelle GN 217/14 eine Grundstücksfläche von etwa 669 m² auf, 
welche sich nur unwesentlich von der heutigen Fläche von 671 m² unterscheidet. Daraus kann 
abgeleitet werden, dass die gegenständliche Parzelle zu diesem Zeitpunkt bereits als eigenstän-
dige Grundeinheit aus dem umliegenden Flächenverband herausparzelliert und eindeutig vermes-
sungstechnisch erfasst worden war. Die seinerzeit festgelegten Grenzpunkte (GP-1969), wurden 
im Zuge der ursprünglichen Vermessung ï entsprechend dem damaligen Stand der Technik ï 
händisch erhoben, sind jedoch seit ihrer erstmaligen Festlegung lückenlos dokumentiert und bis 
zum heutigen Tag (GP-2025) nachvollziehbar und eindeutig rückverfolgbar. Weiters ist festzuhal-
ten, dass bereits im Jahr 1969 die östlich der gegenständlichen Liegenschaft GN 217/1 gelegenen 
Wohnhäuser ï konkret jene mit den heutigen Adressen Kapsstraße 8, 9, 10, 11, 12 und 13 ï sowie 
das südlich angrenzende Wohnhaus auf der Liegenschaft GN 217/12 (Kapsstraße 14) bestanden. 
Sowohl die Siedlungsstruktur als auch der damalige Straßenverlauf der ĂKapsstraßeñ waren somit 
bereits im Jahr 1969 weitgehend ausgebildet und entsprechen im Wesentlichen dem heutigen 
Zustand. 
 
Die Vermessungsaufnahme aus dem Jahr 1985 zeigt, dass sich die Bebauung in der Zwischenzeit 
nördlich auf die Liegenschaften GN 217/13 und GN 228/14 (Kapsstraße 18 und 2) sowie auf die 
Liegenschaft GN 228/15 (Kapsstraße 6) ausgedehnt hatte. Mit diesem Bebauungsstand war die 
heutige (2025) strukturelle Ausprägung der Siedlung bereits bis spätestens 1985 weitgehend er-
reicht. 
 
Vor dem Hintergrund der dargelegten Tatsachen ist davon auszugehen, dass das natürlich ge-
wachsene Gelände (Urgelände) im Zeitraum von 1969 bis 2025 nicht wesentlich verändert wurde. 
Die weitgehend gleichbleibende topographische Situation sowie die Beständigkeit der umgeben-
den Bebauung und des Straßenverlaufs lassen den fachlich fundierten Schluss zu, dass keine 
erheblichen Geländeveränderungen vorgenommen wurden. Es kann daher davon ausgegan-
gen werden, dass das Urgelände seit dem Jahr 1969 bis zum heutigen Tag (2025) im We-
sentlichen unverändert geblieben ist. 
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Bezüglich der vermessungstechnischen Aufnahmen aus den Jahren 1969 und 1985 kann ferner 
festgehalten werden, dass diese den damaligen Detaillierungsgrad widerspiegeln. Im Vergleich 
dazu zeigen die Lage- und Höhenaufnahmen aus den Jahren 2009 und 2025 neben der Lage des 
Grundstücks auch Höhenangaben in Form von absoluten Höhenpunkten (m ü. NN), die mit einem 
fachbezogenen CAD-Berechnungssystem ermittelt wurden. Aus den Aufnahmen von 2009 kön-
nen die folgenden Höhenwerte entnommen werden: 
 
2009:  +753,74 m, +754,46 m, +754,65 m, +754,80 m, +755,17 m, +755,50 m, +755,54 m, 
 +755,97 m, +756,13 m, +756,49 m. 
 
Im Vergleich dazu zeigt die Aufnahme von 2025 denselben Ausschnitt, allerdings mit einem De-
taillierungsgrad, der dem Standard des Jahres 2025 entspricht. Die Aufnahme von 2025 enthält 
ebenfalls eine größere Anzahl von Höhenpunkten. Auch diese Aufnahme wurde mit einem fach-
bezogenen CAD-Berechnungssystem erstellt. Die ablesbaren Höhenwerte für 2025 lauten wie 
folgt: 
 
2025:  +753,74 m, +754,46 m, +754,65 m, +754,80 m, +755,17 m, +755,50 m, +755,54 m, 
 +755,97 m, +756,13 m, +756,49 m. 
 
Bei einem Vergleich der Höhenpunkte, bezogen auf die betroffene Liegenschaft, kann fest-
gestellt werden, dass im Zeitraum zwischen 2009 und 2025 keine Geländeveränderungen 
stattgefunden haben. Werden nun die Aufnahmen aus den Jahren 1969 und 1985 mit diesen 
neueren Vermessungen übereinandergelegt, so zeigt sich, dass bei den Parametern, die in allen 
4 Aufnahmen determiniert wurden, keine zueinander bestehenden Abweichungen vorliegen. Als 
Konsequenz daraus ist davon auszugehen, dass die absoluten Höhenwerte ebenfalls keinerlei 
Differenzen aufweisen und somit als Grundlage für die Abstandsberechnung heranzuziehen sind. 
 
Im gegenständlichen baurechtlichen Bewilligungsverfahren wurden somit die Geländehöhen aus 
dem Jahr 2009 bzw. 2025 herangezogen. Um nun Höhenpunkte rekonstruieren zu können wird 
die Methode der mathematischen Interpolation angewandt. Bei dieser Methode (vereinfacht dar-
gestellt) werden zwei bekannt Punkte miteinander verbunden, diese Strecke stellt den kürzesten 
Weg in Projektion auf eine Grundfläche dar. Neben dem Höhenunterschied ist somit auch die 
Entfernung der beiden Punkte bekannt. Stellt man nun das Verhältnis zwischen Teilbereichen der 
Strecke und dem Höhenunterschied her kann man an jedem beliebigen Punkt der Strecke die 
vorhandene Höhe berechnen. Dieses Verfahren kann mehrfach kombiniert werden und wird von 
fachbezogenen CAD-Berechnungssystem angewandt. Es stellt den Stand der Technik dar. 
 
Wendet man nun das oben beschriebene Verfahren an um die Höhe an der geplanten Gebäude-
ecke im Bereich der südöstlichen Bauplatzgrenze zur Liegenschaft GN 228/15, KG 57106, zu 
ermitteln erhält man folgende Ausgangssituation für die nachfolgende Berechnung: 
 
P1 +755,50m, P2 +755,96m (Höhenpunkte aus beiliegendem Lageplan), die Entfernung zwischen 
den Punkten beträgt ca. 11,50m, die Höhendifferenz P1 ï P2 beträgt 46cm. Die Projektion des, 
für die Berechnung des gesetzlich vorgeschriebenen Mindestabstandes maßgeblichen, Eckpunk-
tes des geplanten Gebäudes befindet sich nahezu auf der Strecke P1 ï P2. Um die entsprechende 
Höhe nun am Eckpunkt zu ermitteln wird der Höhenunterschied von 46cm durch die Strecken-
länge, angegeben in Metern, dividiert. Das Ergebnis stellt die Steigung auf einem Meter der Stre-
cke dar, in diesem Fall eben 0,4cm. Die Entfernung des Eckpunktes des geplanten Gebäudes 
vom Ausgangspunkt P1 beträgt ca. 4,00m. Die vorhin festgestellte Steigung auf einem Meter wird 
nun mit der Entfernung zum gesuchten Punkt in Verhältnis gesetzt ï Ergebnis 1,6cm Höhendiffe-
renz zum Ausgangspunkt P1 bei einer Entfernung von 4,0m. Da die Absolut Höhe von P1 nach 
P2 ansteigt ist das Ergebnis von 1,6cm zur Ausgangshöhe P1 zu addieren ï Ergebnis am gesuch-
ten Punkt +755,66m. 
 
Am gesuchten Punkt beträgt die geplante Höhe der maßgeblichen Front +762,50m. Somit lässt 
sich ein erforderlicher Grenzabstand von 5,13m, unter Anwendung der gesetzlichen Vorgaben 
errechnen (762,50m ï 755,66m = 6,84m x 0,75). Am angegebenen Eckpunkt des geplanten 
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Bauwerks beträgt der Abstand zur Bauplatzgrenze in Projektion 5,255m. Gegenüber dem vorhin, 
unter Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben, berechneten Abstand zur Bauplatzgrenze von 5,13m 
stehen ca. 12,5cm mehr Abstand zur Bauplatzgrenze zur Verfügung. Somit würde für das ge-
plante Gebäude an dieser Stelle theoretisch die Möglichkeit bestehen, die Höhe der maßgeblichen 
Front zu erhöhen. 
 
Unter Anwendung des gleichen Berechnungsverfahrens wurde der weitere Eckpunkt, an der nord-
östlichen Seite des geplanten Bauwerks auf die Höhenlage sowie den erforderlichen gesetzlichen 
Abstand zur Bauplatzgrenze hin überprüft. Die Berechnung ergab eine absolute Höhe von 
+755,77m. Daraus resultiert, bei einer Traufhöhe von +762,50m, ein gesetzlich vorgeschriebener 
Mindestabstand von 5,05 m. Gemäß der beigefügten Einreichplanung ï in welcher der Mindest-
abstand mit 5,57m berechnet wurde ï wird dieser gesetzlich geforderte Mindestabstand somit 
eingehalten. Der Mindestabstand würde theoretisch sogar bei einer absoluten Höhe von 
+755,08m weiterhin eingehalten werden. 
 
In der Stellungnahme der Knauseder Immobilien GmbH vom 31.07.2025 wurde eine erweitere 
Vermessung mit der Geschäftszahl 12004-01 vom 22.07.2025, ebenfalls erstellt durch die Hoch-
maier & Partner ZT GmbH, an den betroffenen Punkten vorgenommen. Infolgedessen konnte 
festgestellt werden, dass sich die Absolut Höhen der Interpolation bestätigen (Absolut Höhe inter-
poliert = +755,66m; lt. o. a. Aufnahme am Punkt A02K = +755,65m / Absolut Höhe interpoliert = 
+755,77m; lt. o. a. Aufnahme am Punkt A03K = 755,67m). Daher kann abschließend festgehal-
ten werden, dass der gesetzlich vorgeschriebene Mindestabstand eingehalten wird. 
 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das o. a. Berechnungsverfahren den Stand der Tech-
nik wiederspiegelt um Geländehöhen darzustellen bzw. zu ergänzen. Das näherungsweise Ver-
fahren (bei jedem Berechnungs- bzw. Messverfahren sind Abweichungen und Toleranzen zu be-
rücksichtigen) liefert sehr genaue Ergebnisse mit sehr geringen Abweichungen. Die Höhen der 
Maßgeblichen Fronten, also die Höhen welche ausschlaggebend für die Berechnung des gesetz-
lich vorgeschriebenen Abstandes sind und sich auf das Urgelände beziehen, sind, in den zur bau-
rechtlichen Bewilligung vorgelegten Planunterlagen, nachvollziehbar und richtig dargestellt. 
Ebenso ist das Urgelände nachvollziehbar dargestellt. Der Darstellung wonach das Urgelände 
falsch bzw. die mögliche weiterführende Annahme, dass die gesetzlich festgelegten Abstände von 
Bauwerken zu den Bauplatzgrenzen nicht eingehalten werden, kann nicht gefolgt werden. 
 
Das Urgelände kann nachvollziehbar anhand den vorliegenden historischen und aktuellen ver-
messungstechnischen Planunterlagen berechnet werden. Auch etwaige Geländeveränderungen 
können durch die zu dem damaligen Zeitpunkt erstellten Vermessungsaufnahmen sowie unter 
Berücksichtigung der umliegenden Siedlungsstruktur der bestehenden Wohnbebauung widerlegt 
werden. Die für das vorliegende Bauvorhaben maßgeblichen, auf das ursprüngliche Urgelände 
bezogenen Abstände zu den Bauplatzgrenzen sind somit entsprechend den Vorgaben eingehal-
ten. 
 
 
Aus diesen Gründen war spruchgemäß zu entscheiden. 
 
Rechtsmittelbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann binnen 4 Wochen nach Zustellung schriftlich Beschwerde an das 
Landesverwaltungsgericht erhoben werden. Einbringungsstelle ist das Stadtamt Saalfelden, Rat-
hausplatz 1, 5760 Saalfelden, post@saalfelden.at (doc.docx, txt, pdf, html), Fax +43/6582797-50. 
Die Beschwerde hat zu enthalten: 

1. Die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides 
2. Die Bezeichnung der belangten Behörde 
3. Die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt 
4. Das Begehren und 
5. Die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig ein-

gebracht ist. 

mailto:post@saalfelden.at
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In der Beschwerde kann ï bei sonstigem Verzicht ï beantragt werden, dass eine öffentliche münd-
liche Verhandlung durchgeführt wird. 
 
 
Hinweis zur Gebührenpflicht: 
 
F¿r den Vorlageantrag ist eine Eingabegeb¿hr in der Hºhe von ú 15.- zu entrichten. Die Gebühr 
ist unter Angabe des Verwendungszweckes durch Überweisung auf das Konto des Finanzamtes 
für Gebühren, Verkehrssteuern und Glücksspiel bei der BAWAG P.S.K. IBAN: AT83 0100 0000 
0550 4109 BIC: BUNDATWW zu entrichten. Die Entrichtung ist durch einen Zahlungsbeleg oder 
durch einen Ausdruck über die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung nachzuweisen. Dieser 
Betrag ist der Eingabe anzuschließen. 
 
Hinweis für Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer: 
Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer können die Entrichtung der Gebühr auch 
durch einen schriftlichen Beleg des spätestens zugleich mit der Eingabe weiterzuleitenden Über-
weisungsauftrages nachweisen, wenn sie darauf mit Datum und Unterschrift bestätigen, dass der 
Überweisungsauftrag unter einem unwiderruflich erteilt wird. 
 
 
Für die Gemeindevertretung 
als Baubehörde II. Instanz 
 
Der Vizebürgermeister: 
 
 
 
Thomas Haslinger 
 
 
Die Gemeindevertretung möge über dieses Berufung beraten und einen entsprechenden 
Beschluss fassen. 
 
Dr. Oberschneider: Es sind zwei Tippfehler passiert. Die Adresse des Berufungswerbers Mag. 
Wolfgang Hammer wird noch richtiggestellt, er wohnt in CA 90049 Los Angeles. Auf Seite 2 des 
Bescheides ist das Datum von 31.1.2025 richtigzustellen auf 31.7.2025.  
 
Mag. Heigenhauser: Ebenso ist das Datum im ersten Satz bei der Begründung richtigzustellen. 
 
Dr. Oberschneider: Das richtige Datum ist der 17.2.2025. 
 
StR Salzmann: Ich bin der Meinung, dass Berufungen im Bauverfahren an das Landesverwal-
tungsgericht abgegeben werden sollten. 
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig die Berufung wie im Bescheid ausgeführt als 
unbegründet abzuweisen. 

Erledigung: 1.1, Dr. Rudolf Oberschneider 
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 37 4.2  
Ansuchen der Personalvertretung der Stadtgemeinde Saalfelden - 
Zuschuss ärztl. Behelf bei der Arbeit - Bildschirmarbeitsbrille 
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Die Gemeindevertretung wird ersucht, über das Ansuchen zu beraten und einen  
entsprechenden Beschluss zu fassen. 
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig das Ansuchen der Personalvertretung der 
Stadtgemeinde Saalfelden betreffend einen Zuschuss von 50 % des Rechnungsbetrages 
(max. ú 100,--) für Bildschirmarbeitsbrillen von MitarbeiterInnen der Stadtgemeinde Saal-
felden. 

Erledigung: 4.2, Mayer Birgit 
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 38 4.2  
Ansuchen der Personalvertretung der Stadtgemeinde Saalfelden - 
Zuschuss ärztl. Behelf bei der Arbeit - Gehörschutz 
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Die Gemeindevertretung wird ersucht, über das Ansuchen zu beraten und einen entspre-
chenden Beschluss zu fassen. 
 
 
Vizebgm Haslinger: Ich möchte hier anregen, dass der Gehörschutz bei einer lokalen Firma er-
worben werden soll. 
 

Die Gemeindevertretung beschließt einhellig das Ansuchen der Personalvertretung der 
Stadtgemeinde Saalfelden betreffend einer vollen Kostenübernahme für Gehörschutzmit-
tel für MitarbeiterInnen der Stadtgemeinde Saalfelden. 

Erledigung: 4.2, Mayer Birgit 

 
  


